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Binnenmarkt bis zum Jahr 2000 
Regina Konle-Seidl, Hans Ullmann, Ulrich Walwei, Heinz Werner*) 
Ziel der Untersuchung ist es, die Entwicklung der EG-Arbeitsmärkte bis zum Jahr 2000 nach Ländern und Sektoren unter 
expliziter Berücksichtigung der Binnenmarkteffekte zu quantifizieren. Die Studie konnte die Ereignisse in Osteuropa noch 
nicht berücksichtigen, behält aber trotzdem ihren Wert, da sie Standortfaktoren ermittelt und einen „Binnenmarkteffekt“ 
errechnet, der auf die prognostizierte (hypothetische) Entwicklung ohne EG-Binnenmarkt aufgesetzt wird. Grundidee ist 
eine Abfolge von Gewichtungsprozeduren aus Standortbedingungen für bestimmte Branchen und deren Bedeutung in den 
einzelnen Ländern. 
Die Studie kommt zu folgenden Ergebnissen: 
-  Bei Verwirklichung des Binnenmarktprogramms wird zwischen 1988 und 2000 mit einer Erhöhung der Bruttowertschöp- 
fung von 4,2% gerechnet, was eine Erhöhung von 0,3-0,4% pro Jahr bedeutet. Davon profitieren überproportional die BR 
Deutschland, Belgien, Luxemburg, Irland und Großbritannien. Der Binnenmarkteffekt allein wird also nicht zu einer 
Verringerung des Wirtschaftsgefälles zwischen den mehr und den weniger industrialisierten EG-Ländern führen. 
-  Der aus dem zusätzlichen Wachstum abgeleitete positive Beschäftigungseffekt beläuft sich zwischen 1988 und 2000 auf 2,2 
Mio. Erwerbstätige; dies entspricht einem Anstieg von 1,6%. Davon entfallen fast 500000 zusätzliche Arbeitsplätze auf die 
BR Deutschland. In den meisten EG-Ländern steigt bis 2000 die Nachfrage nach Arbeitskräften schneller als das Angebot 
an Arbeitskräften. Dies ist dadurch bedingt, daß die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter bzw. die Zahl der Erwerbspersonen 
nur noch gering ansteigt und außerdem die Beschäftigung in der EG deutlich zunimmt: Während die Zahl der 
Erwerbspersonen nur um 7 Mio. ansteigt, erhöht sich die Zahl der Beschäftigten aufgrund des Wirtschaftswachstums um 10 
Mio. 
-  Die Verbesserung der Arbeitsmarktsituation schlägt sich auch in einem Rückgang der Arbeitslosigkeit nieder: Die Zahl 
der Arbeitslosen in der EG sinkt bis 2000 um 4,8 Mio. Personen, von 16,3 Mio. (1987) auf 11,5 Mio. Die EG- 
Arbeitslosenquote verringert sich im Vergleich zum gegenwärtigen Stand von 9% um rund 3%-Punkte. Arbeitslosigkeit 
wird in der EG also auch in den neunziger Jahren ein nicht zu vernachlässigendes Phänomen bleiben. 
Gliederung 
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*) Regina Konle-Seidl, Hans Ullmann, Dr. Ulrich Walwei und Dr. Heinz Werner 
sind Mitarbeiter im IAB. Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung 
der Autoren. Es handelt sich um eine kommentierte Kurzfassung einer 
Untersuchung, die das IAB in Absprache und mit finanzieller Beteiligung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung an die Prognos AG/Basel 
vergeben hat. Die vollständige Studie ist veröffentlicht in den Beiträgen zur 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Nr. 138, Nürnberg 1990. 
1. Zielsetzung und Ablauf der Untersuchung 
Ziel der diesem Beitrag zugrunde liegenden Untersuchung 
der Prognos AG ist es, die Entwicklung der EG-Arbeits-
märkte bis zum Jahr 2000 zu quantifizieren. Im Mittelpunkt 
der Untersuchung stehen die länderspezifischen Auswir-
kungen der Binnenmarktvollendung, die auch für die Auf-
gaben der Arbeitsverwaltungen der Mitgliedstaaten wichtig 
sind. Die Analyse der Arbeitsmarktsituation – EG-weit wie 
länderspezifisch – trennt zwischen der Angebotsseite 
(Bevölkerung, Erwerbspersonen, Wanderungen) und der 
Nachfrageseite (gesamtwirtschaftliches Wachstum und die 
daraus abgeleitete Beschäftigungsentwicklung) des 
Arbeitsmarktes. Aus der Zusammenführung dieser Teilbe-
reiche resultiert die Arbeitsmarktbilanz und, läßt man die 
Stille Reserve beiseite, die Arbeitslosenzahl. Die Projek-
tionen gehen vom Stand Mitte 1989 aus, berücksichtigen 
also die Veränderungen in Osteuropa seit dem Herbst 1989 
nicht. Die Untersuchung behält aber trotzdem ihren Wert, 
da sie von längerfristig geltenden Standortfaktoren aus-
geht, und europäische Entwicklungstrends und Rangord-
nungen sich nicht so schnell verändern. 
Hinsichtlich der Nachfrageseite wird zunächst ein Szenario 
der Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung entwor-
fen, das bewußt von der Binnenmarkt-Realisierung abstra-
hiert. Nach Darstellung der Binnenmarkt-Ziele und der 
davon zu erwartenden Wirkungsmechanismen werden die 
Wirkungen der Binnenmarkt-Vollendung auf die Mitglied-
staaten abgeschätzt. Hierbei wird vor allem auf die Bewer-
tung standortdifferenzierender Ländermerkmale abge-
stellt. Diese Merkmale werden anschließend danach 
bewertet, welche Standortanforderungen die verschiede- 
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dem globalen Binnenmarkteffekt als Vorgabe – wie aus der 
Untersuchung der EG-Kommission zu den „Cost of Non-
Europe“ berechnet – wird die Verteilung dieses Effekts auf 
Länder und Branchen ermittelt. Aus den länderspezifi-
schen Binnenmarkteffekten (Steigerung des Sozialpro-
dukts) werden die Beschäftigungseffekte und ihre Länder-
verteilung abgeleitet. Diese Ergebnisse werden mit dem 
Szenario ohne Binnenmarkt-Verwirklichung verknüpft und 
zum Szenario mit Binnenmarkt-Verwirklichung zusam-
mengefaßt. Nach Zusammenführung von Angebots- und 
Nachfrageseite des Arbeitsmarkts und Saldierung in 
Arbeitsmarktbilanzen schließt sich eine kurze Analyse der 
Wirkungen im Hinblick auf die Qualifikationsstruktur der 
benötigten Arbeitnehmer an. Dabei werden die Probleme 
einzelner Arbeitnehmergruppen (Frauen, Jugendliche, 
Ältere) diskutiert. Die Untersuchung umfaßt einen Text-
band sowie einen separaten Zahlen-Anhangband. 
2. Entwicklung von Bevölkerung und Erwerbspersonen 
2.1 Natürliche Entwicklung der Bevölkerung und der 
Erwerbspersonen (ohne Wanderungen) 
Die Erwerbspersonenentwicklung wird von zwei Parame-
tern bestimmt, der demographischen Entwicklung (natürli-
che Faktoren sowie grenzüberschreitende Wanderungen) 
und der Verhaltenskomponente (Veränderung der 
Erwerbsbereitschaft einzelner Bevölkerungsgruppen). 
Hierbei gab es erhebliche Datenprobleme, da die jeweili-
gen nationalen Datenpakete aus vielerlei Quellen zusam-
mengestellt werden mußten, deren Kompatibilität nicht 
immer gewährleistet schien. Außerdem erscheint seit Ende 
1989 die Wanderungsentwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht mehr prognostizierbar – die langfristigen 
Folgen des politischen Umbruchs, wie er sich seit Ende 
1989 in Osteuropa vollzieht, sind unabsehbar. 
In der Gesamt-EG (EG-12) wird die Wohnbevölkerung 
ohne Berücksichtigung von Wanderungen bis zum Jahr 
2000 auf gut 325 Mio. Menschen anwachsen, fast 1,6 Mio. 
Menschen mehr als 1987, allerdings wird die Entwicklung 
bestimmter Bevölkerungsgruppen in den einzelnen Län-
dern sehr verschieden sein. In der Bundesrepublik 
Deutschland, Dänemark, Luxemburg, Belgien und Italien 
wird sich aus der natürlichen Entwicklung ein Bevölke-
rungsrückgang ergeben, der insgesamt fast 2,5 Mio. Men-
schen ausmachen wird, davon allein 1,7 Mio. Deutsche. 
Spitzenreiter bei den Ländern mit Bevölkerungszuwachs 
wird Irland mit 10% sein, gefolgt von den Niederlanden, 
Frankreich, Portugal und Spanien mit Zuwächsen zwischen 
4 und gut 2%. Kaum noch wachsen werden die Einwohner-
zahlen von Großbritannien und Griechenland. In allen 
Ländern wird sich der männliche Anteil an der Wohnbe-
völkerung leicht erhöhen. Eine Fortschreibung des Progno-
senmodells bis zum Jahr 2015, wobei die Annahmen für das 
Jahr 2000 konstant gehalten wurden, ergab nur geringe 
Abweichungen der relativen Positionen bei den einzelnen 
Ländern und Geschlechtern: Aufgrund natürlicher Ent-
wicklungen werden zwischen 2000 und 2015 alle Länder 
deutliche Rückgänge der Bevölkerungen erfahren; einzige 
Ausnahme ist Irland. 
Ohne Berücksichtigung von Wanderungen wird die Zahl 
der Erwerbspersonen bis 2000 um mehr als 5,5 Mio. auf 
150,75 Mio. Menschen steigen, mit fast gleichem absoluten 
Zuwachs bei Männern und Frauen. Das Wachstum zwi-
schen 1995 und 2000 ist fast ausschließlich auf Frauen 
zurückzuführen, deren Anteil an der EG-Erwerbsperso- 
nengesamtzahl um 0,7% auf 39,7% im Jahr 2000 steigen 
wird. Herausragend ist der Anteilszuwachs in der Bundes-
republik Deutschland und Italien. Ein geringer Zuwachs 
ergibt sich in Belgien, Dänemark, Frankreich, den Nieder-
landen, Portugal und Großbritannien. Schon bis 1995 wird 
in der Bundesrepublik Deutschland und Luxemburg die 
Erwerbspersonenzahl leicht sinken, nach 1995 auch in 
Dänemark, während in den übrigen EG-Ländern bis 2000 
die Erwerbspersonenzahl ansteigen wird. Spitzenreiter des 
Zuwachses wird Irland mit 24,5% sein, gefolgt von Spanien 
(11,9%), Portugal (7,6%) und Frankreich (7,3%). 
2.2 Bevölkerungs- und Erwerbspersonenentwicklung mit 
Wanderungen 
Wanderungen sind definiert als die Fort- und Zuzüge über 
die Grenzen der jeweiligen EG-Länder, also um diejenigen 
innerhalb der EG wie auch von und nach Nicht-EG-Län-
dern (Wanderungen innerhalb eines Landes sind also nicht 
enthalten). Bei den Wanderungstypen wird differenziert 
zwischen autonomen und arbeitsmarktinduzierten Wande-
rungen. „Autonom“ sind Wanderungen, die nicht wegen 
der Erlangung, Erhaltung oder Wiedererlangung eines 
Arbeitsplatzes oder eines angestrebten Wohlstandszieles 
erfolgen (also Alten- und Bildungswanderungen, Familien-
zusammenführungen, politisch motivierte oder umweltbe-
dingte bzw. historische Wanderungen). Die arbeitsmarkt-
induzierten Wanderungen erfassen die Fort- und Zuzüge 
aus wirtschaftlichen Gründen wie etwa der Verfügbarkeit 
von Arbeitsplätzen oder den Unterschieden von Einkom-
men und Arbeitsbedingungen. 
Aufgrund unzureichender Datenlage beschränkt sich die 
Analyse und Prognose der Wanderungen innerhalb der EG 
und über deren Grenzen im wesentlichen auf eine quali-
tative Darlegung der Motive und der Ausmaße der Wande-
rungen, wobei, je nach Datenumfang, diese zur Abstüt-
zung folgender Annahmen bzw. Thesen herangezogen wer-
den: Für Belgien, Frankreich und Großbritannien deutet 
die bisherige Entwicklung der achtziger Jahre darauf hin, 
daß der Wanderungssaldo dieser Länder künftig bei Null 
liegen wird; die anderen EG-Länder werden auch in 
Zukunft mehr Zu- als Fortzüge verbuchen. Allein Irland 
wird bis 2000 mehr Fort- als Zuzüge zählen. 
Nach Darstellung der Wanderungs-Entwicklungen werden 
schließlich folgende Ergebnisse präsentiert (vgl. Tab. l 
und 2): Unter Berücksichtigung von grenzüberschreiten-
den Wanderungen (einschließlich Wanderungen aus Dritt-
ländern) ergibt sich für das Jahr 2000 eine EG-Einwohner-
zahl von 327,6 Mio. Menschen, was gegenüber 1987 einem 
Zuwachs von 1,2% insgesamt oder knapp 4 Mio. Personen 
entspricht. Zu diesem geringen Zuwachs trägt vor allem 
der Rückgang der Geburtenüberschüsse bei, wobei die 
EG-Werte allerdings überproportional durch die deutschen 
Werte geprägt werden. Die höchsten Bevölkerungszu-
wachsraten wird es in den Niederlanden geben, gefolgt von 
Portugal, Frankreich, Spanien und Großbritannien. 
Luxemburg, Großbritannien, Irland und die Bundesrepu-
blik Deutschland werden nur marginale Zuwächse ver-
zeichnen, und in Belgien, Dänemark und Italien werden 
bis 2000 sogar weniger Menschen leben als heute. Hier 
wird es keinen Ausgleich durch Zuwanderungsüberschüsse 
geben wie in Luxemburg und der Bundesrepublik Deutsch-
land. Eher gleichgewichtig tragen natürliche Entwicklung 
und Wanderungen nur in Großbritannien bei. In Portugal, 
den Niederlanden und Spanien übertrifft der Geburten-
überschuß den der Wanderungen um ein Mehrfaches; in 
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Irland wird er durch die hohe Abwanderung fast kompen-
siert. 
EG-weit wird die Erwerbspersonenzahl mit Berücksichti-
gung der Arbeitskräfte Wanderungen bis 2000 um 7 Mio. 
Menschen steigen (Zuwachs gegenüber 1987: 4,8%). Die 
größte Gruppe der dann 152 Mio. EG-Erwerbspersonen 
werden wiederum die Deutschen sein, deren Abstand zu 
Großbritannien und Frankreich verringert sich aber deut-
lich. Den höchsten (absolut und relativ) Anstieg wird Spa-
nien verzeichnen, wo im Jahr 2000 trotz niedriger Frauen-
erwerbsquote fast 2 Mio. Menschen mehr um eine Beschäf-
tigung nachfragen werden. Weit überdurchschnittliche 
Zuwächse bei erwerbswilligen Frauen und Männern wird 
es in Irland geben, wogegen das Erwerbspersonenangebot 
in der Bundesrepublik Deutschland, Großbritannien und 
Dänemark deutlich unterdurchschnittlich wachsen wird. 
Bei den deutschen Männern ist sogar mit einem absoluten 
Rückgang zu rechnen, der aber durch den Anstieg bei den 
Frauen überkompensiert wird. Als einziges EG-Land wird 
Dänemark keinen signifikanten Anstieg der weiblichen 
Erwerbspersonenzahl verzeichnen. 
Beim Vergleich der Zuwachsraten von Bevölkerung und 
Erwerbspersonen zeigen sich die Einflüsse der altersstruk-
turellen Unterschiede: Auch Länder, die nur geringe 
Änderungen der altersspezifischen Erwerbsbeteiligung auf-
weisen (Frankreich, Griechenland, Großbritannien), wei- 
sen Wachstumsraten bei den Erwerbspersonen auf, die die 
der Wohnbevölkerung um ein Mehrfaches übertreffen. 
Die Situation in den EG-Einzelländern und in der Gesamt-
EG kann folgendermaßen zusammengefaßt werden: 
Belgien:  Unterdurchschnittlicher Erwerbspersonenzu-
wachs. Bei leicht schrumpfender Bevölkerung und, wie 
prognostiziert, ohne Wanderungseinflüsse ergeben sich 
positive Wirkungen fast ausschließlich aus den Änderun-
gen des Erwerbsverhaltens beider Geschlechter. 
Dänemark:  EG-weit drittgeringste Zuwachsrate der 
Erwerbspersonenzahl. Aus Wanderungsüberschüssen und 
Altersstrukturverschiebungen resultiert nur geringer 
Zuwachs. Die Zahl der Däninnen wie auch deren heute 
hohe Erwerbsbeteiligung wird (leicht) sinken. 
Frankreich: Auch ohne Wanderungen starker Anstieg der 
Erwerbspersonenzahl bei einem angenommenen Wande-
rungssaldo von Null; 75% dieses Anstiegs von 1,8 Mio. 
Erwerbspersonen basiert auf Altersstrukturverschiebun-
gen; der Anstieg der altersspezifischen Erwerbsbeteiligung 
betrifft vor allem Frauen. 
Bundesrepublik Deutschland: Rückgang bei den männli-
chen Erwerbspersonen, verursacht vor allem durch Alters-
strukturverschiebungen. Die Altersjahre der 15- bis 30jäh-
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Frauenerwerbsbeteiligung wird dies aber überkompensiert. 
Dieser Anstieg und die Wanderungsüberschüsse bewirken, 
daß die Erwerbspersonenzahl bis 2000 noch leicht ansteigt, 
sogar etwas stärker als die Bevölkerung. 
Griechenland:  Überdurchschnittliches Wachstum von 
Bevölkerung und Erwerbspersonen, vor allem verursacht 
durch Altersstruktureffekte, aber auch durch Änderungen 
des weiblichen Erwerbsverhaltens und durch Zuwande-
rungsgewinne. 
Irland: Einziges EG-Land mit noch „klassischer“ Bevölke-
rungspyramide. Da auch noch leichte Anstiege bei der 
weiblichen Erwerbsbeteiligung zu erwarten sind, wird die 
Erwerbspersonenzahl trotz Abwanderungen sehr stark (um 
11%) zunehmen. 
Italien:  Die Hauptursache des künftigen Erwerbsperso-
nenzuwachses liegt in der Zunahme der altersspezifischen 
Frauenerwerbsbeteiligung. Leicht überdurchschnittlicher 
Erwerbspersonenzuwachs durch Altersstrukturverschie-
bungen und Zuwanderung. 
Luxemburg: Anstieg der Erwerbspersonen vor allem durch 
Frauen, aber auch bei einigen Altersgruppen der Männer. 
Altersstrukturelle Effekte und Wanderungen werden sich 
in etwa kompensieren. 
Niederlande:  Weit überdurchschnittliche Zuwächse von 
Bevölkerung und Erwerbspersonen. Starke Altersstruktur-
verschiebungen und Zuwanderungseffekte wie auch 
Anstieg der Frauenerwerbsquote. 
Portugal:  Bezüglich Bevölkerung und Erwerbspersonen 
(auch geschlechtsspezifisch) liegt das Land in der Wachs-
tums-Spitzengruppe. Der Erwerbspersonenanstieg basiert 
allein auf altersstrukturellen Verschiebungen. Die sin-
kende Erwerbsbeteiligung einiger Frauenjahrgänge wird 
durch Wanderungsgewinne kompensiert. 
Spanien: Erwerbspersonenzunahme vor allem durch gebur-
tenstarke Jahrgänge. Bedingt durch steigende Erwerbsbe-
teiligung beider Geschlechter sowie durch Wanderungsge-
winne hat das Land EG-weit die Spitzenposition im Wachs-
tum der Erwerbsbevölkerung. 
Großbritannien: Kaum Veränderung der Bevölkerungs-
und Erwerbspersonenzahl. Das Land hat zwar geburten-
starke Jahrgänge, die Erwerbsbeteiligung der jungen Bri-
ten wird sich jedoch leicht verringern. Es wird kaum Wan-
derungsgewinne geben. 
EG insgesamt: Der Erwerbspersonenzuwachs basiert zu 
jeweils 40% auf Altersstruktureffekten und dem Anstieg 
des Erwerbsverhaltens. Zu 20% basiert er auf Wande-
rungsgewinnen (fast 1,4 Mio. Menschen). 
3. Entwicklung von Wirtschaft und Arbeitsplätzen in der 
EG 
3.1 Ohne Verwirklichung des Binnenmarktes 
Bei der Betrachtung der Nachfrageseite des Arbeitsmarktes 
in der EG und in den Mitgliedsländern wird zunächst ein 
Szenario der wirtschaftlichen Entwicklung und Beschäfti-
gung ohne Verwirklichung des Binnenmarktes dargestellt. 
Zu dieser quantitativen Ausgangsbasis werden dann die 
Auswirkungen der Verwirklichung des Binnenmarktes hin-
zugezählt. 
Die Basis dieser Projektion ist ein ökonometrisches 
Modell, das die EG als Gesamtraum umfaßt und dem der 
Zeitraum 1973/1987 als Schätzzeitraum zugrundeliegt. Das 
Szenario ohne EG '92 ist in den Tabellen 3 und 4 wiederge-
geben. 
Tabelle 3 zeigt die Zuwachsraten des realen Bruttoinlands-
produktes. Sie liegen unter Berücksichtigung dieser Bedin-
gungen bis 2000 mit 2,2% deutlich höher als in der Vergan-
genheitsperiode 1978/87 (1,9% p.a.). 
Ein Blick auf die einzelnen Mitgliedsländer zeigt einige 
Unterschiede: 
Überproportionale Zuwächse verzeichnen vor allem die 
Länder Südeuropas (Griechenland, Spanien, Portugal). 
Allerdings starten sie von einem wesentlich niedrigeren 
Ausgangsniveau, das den relativ starken Anstieg des Wirt-
schaftswachstums erklärt. 
Moderate Zuwächse verzeichnen die großen und hochindu-
strialisierten EG-Länder wie die BR Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien. 
Entsprechend dem höheren Wirtschaftswachstum nimmt 
auch die Zahl der Arbeitsplätze schneller zu als in der 
Vergangenheit. Von 1988 bis 2000 steigt die Zahl der 
Erwerbstätigen in der EG um rd. 7,5 Mio. Tabelle 4 weist 
überproportionale Beschäftigungsgewinne in den südeuro-
päischen Ländern und in Großbritannien (Entwicklung in 





208  MittAB 2/90  
  
3.2 Auswirkungen der Verwirklichung des EG-Binnenmarktes 
Eine über die beschriebenen Wachstumschancen hinausge-
hende höhere Dynamik des längerfristigen Wirtschafts-
wachstums wird die Beseitigung der festgestellten Rigiditä-
ten (mangelnde Flexibilität der Wirtschaft, Marktabschot-
tungen, institutionelle Inflexibilitäten, zu kleine Märkte 
u. ä.) durch die Verwirklichung des EG-Binnenmarktes 
zur Folge haben. Der Abbau physischer, technischer und 
fiskalischer Barrieren bedeutet die Aufhebung der existie-
renden Marktsegmentierungen mit unterscheidbaren 
direkten (unmittelbare Kosteneinsparung) und indirekten 
Wirkungsmechanismen. Letztere sind mittel- bis langfristi-
ger Natur und ergeben sich aus wettbewerbsinduzierten 
Preissenkungen, der Restrukturierung von Industriezwei-
gen, Skaleneffekten, Produktivitätssteigerungen, der Neu-
bewertung der Standorte und gesamtwirtschaftlichen Mul-
tiplikatoreffekten . 
Im folgenden werden die Auswirkungen der Binnenmarkt-
vollendung beispielhaft für ausgewählte Wirtschaftszweige 
näher untersucht. Anzumerken ist jedoch, daß die EG-
weiten Wachstumseffekte, wie sie bislang unter der Hypo-
these der Vollendung des Binnenmarktes bis 1993 errech-
net wurden, möglicherweise nicht in dem erwarteten 
Umfang auftreten, da wesentliche Voraussetzungen des 
Binnenmarktes realistischerweise bis Ende 1992 nicht 
erfüllt sein werden. 
3.2.7 Analyse der Binnenmarktvollendung für ausgewählte 
Wirtschaftszweige – Fallstudien 
In diesen qualitativen Analysen kommt die unterschiedli-
che Betroffenheit einzelner Branchen in den EG-Mitglieds-
staaten zum Ausdruck. Eine besondere Betroffenheit 
ergibt sich für diejenigen Branchen, die in überdurch-
schnittlichem Maße durch die existierenden Handelsbarrie-
ren und Marktregulierungen geschützt worden sind. Von 
Marktzugangsbeschränkungen sind in erster Linie öffentli-
che Dienstleistungen (Post- und Fernmeldewesen, öffentli-
cher Personennahverkehr, Eisenbahnen u. a.) betroffen. 
Über die Festlegung von Preisen und Konditionen werden 
vor allem die Verkehrsmärkte (Luft- und Güterfernver-
kehr) sowie die Märkte für Finanzdienstleistungen regu-
liert. 
Technische Normen und Arbeitszeitvorschriften betreffen 
in erster Linie die Investitionsgütermärkte, während 
Gesundheits- und Umweltschutzvorschriften in die 
Gesundheits- und Pharma-Märkte sowie in die Märkte für 
Nahrungsmittel eingreifen. 
Die Fallstudien finden in den nachfolgenden Kapiteln Ein-
gang in die Quantifizierung der Binnenmarkteffekte. 
Kfz-Industrie a) 
Herstellung 
Die Schlüsselbranche Automobilindustrie ist durch inter-
national agierende Großunternehmen und einen hohen 
Konzentrationsgrad geprägt. Wesentlich für die Wettbe-
werbsfähigkeit ist neben dem Preis die Produktqualität. 
Seit einigen Jahren ist die Strukturanpassung der europäi-
schen Automobilkonzerne in Form einer Verbesserung des 
Preis-TLeistungsverhältnisses in vollem Gange. Die hohen 
F+E-Aufwendungen stellen Quasi-Fixkosten dar, deren 
Amortisierung im allgemeinen große Stückzahlen voraus-
setzt. Ein großer Binnenmarkt ist für den Automobilbau 
von besonderem Vorteil, da er den nationalen Produzenten 
eine gewisse Gewähr für hohe Stückzahlen bietet. 
Mit dem EG-Binnenmarkt sollen die derzeit noch existie-
renden Hemmnisse (technische Standards, unterschiedli-
che Subventionspraktiken, fiskalische Unterschiede) besei-
tigt werden. Vorgesehen ist die Beseitigung technischer 
Schranken, eine Harmonisierung von Mehrwert- und 
Mineralölsteuer und eine EG-Rahmenrichtlinie für Staats-
beihilfen. 
Der  unmittelbare Effekt dieser Veränderungen wären 
Kostensenkungen in der Entwicklung, der Produktion, der 
Lagerhaltung sowie in der Verwaltung. Weitere Kostenein-
sparungen ergeben sich über Skaleneffekte. Im Kontext 
eines EG-Binnenmarktes erhöht sich die Kooperationsbe-
reitschaft der Hersteller. Aus der entwicklungs- und pro-
duktionstechnischen Zusammenarbeit ergeben sich kosten-
senkende Möglichkeiten der Arbeitsteilung. Der Kosten-
senkungseffekt wird auf 5% der Fertigungs- oder Produk-
tionskosten (= 2,6 Mrd. ECU) geschätzt, wovon rund 30% 
auf Personaleinsparungen infolge einer höheren Arbeits-
produktivität entfallen. Die Kostenreduzierungen durch 
Veränderungen im Distributionsbereich (Händler führen 
mehrere Automobilmarken im Sortiment) werden auf 2 
Mrd. ECU geschätzt. Werden die Kosteneinsparungen am 
Markt in Form von Preissenkungen weitergegeben, rechnet 
man – ceteris paribus – mit einer Nachfragesteigerung von 
6%. Langfristig verbessert sich die 
Wettbewerbsfähigkeit auf 
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Folge hätte. Auf der Ebene der einzelnen EG-Staaten 
partizipieren die deutsche und britische Automobilindu-
strie vergleichsweise stark. Der französische, niederländi-
sche und belgische Automobilbau liegt ebenfalls gut im 
Rennen, während der spanische und italienische nur unter-
durchschnittlich profitieren dürfte. 
b) Zulieferer 
Die auf die Kfz-Zulieferindustrie zukommenden Verände-
rungen sind im wesentlichen deckungsgleich mit denen der 
Automobilindustrie. Im Gefolge wachsender Automo-
bilexporte der Gemeinschaft und einer tendenziellen Ver-
ringerung der Fertigungstiefe steigt auch die Nachfrage 
nach Zulieferprodukten. 
Bedeutend für die Zulieferindustrie ist allerdings weniger 
die Deregulierung technischer Auflagen als vielmehr die 
Beseitigung administrativer Hemmnisse (Grenzkon-
trollen). 
Von besonderem Gewicht ist die zu erwartende Zusam-
menarbeit der europäischen Automobilhersteller und eine 
damit verknüpfte Umstrukturierung in den Zulieferbezie-
hungen. 
Unmittelbare Effekte einer Binnenmarktharmonisierung 
sind neben Kostensenkungen in der Verwaltung insbeson-
dere solche in der Lagerhaltung und im Transport. Kosten-
einsparungen über Skaleneffekte ergeben sich dagegen 
eher mittelbar. 
Der Kostensenkungseffekt kann für die Zulieferindustrie 
analog zur Automobilherstellung auf mindestens 5% der 
Fertigungs- oder Produktionskosten geschätzt werden. 
Unter der Annahme der Weitergabe an den Markt via 
Preissenkung kann mit einer Nachfragesteigerung in Höhe 
von etwa 3% gerechnet werden. 
Der größte Teil dieses Nachfrageschubes kommt der an 
EG-Standorten ansässigen Zulieferindustrie zugute, wobei 
die Unternehmen Großbritanniens und der Bundesrepu-
blik Deutschland eher überproportional, die Italiens und 
Spaniens leicht unterproportional profitieren werden, wäh-
rend die französische, belgische und niederländische Zulie-
ferindustrie etwa im Durchschnitt liegen wird. 
Maschinenbau 
Im Maschinenbau spielen im Vergleich zur Automo-
bilbranche mehrheitlich kleine und mittlere Unternehmen 
eine dominierende Rolle. Der Konzentrationsgrad ist aus-
gesprochen gering, während das Produktprogramm sehr 
breit ist. Die Besonderheit der Branche – hohe Produkt-
qualitätsanforderungen, Reduktion der Stückpreise über 
Lerneffekte auf der Basis einer engen Zusammenarbeit 
zwischen Hersteller und Anwender – machen den Maschi-
nenbau zu einer standortabhängigen Branche. Dies zeigt 
sich daran, daß Länder mit dem historisch größten Markt-
volumen (die traditionellen Industrieländer Europas, 
USA) das Hauptkontingent der Maschinenbauproduktion 
auf sich vereinigen sowie den Großteil des Weltmarktes 
beherrschen. Die auf den Maschinenbau mit Vollendung 
des EG-Binnenmarktes zukommenden Veränderungen 
resultieren einmal aus der Beseitigung administrativer 
Hemmnisse und in stärkerem Maße aus der Beseitigung 
technischer Schranken (Vereinheitlichung der Betriebser-
laubnis). Durch die 
-  Erleichterung des Grenzübertritts 
-  Richtlinienvorgaben über gesetzliche Standards (Sicher-
heit, europäische Normen etc.) 
- EG-weite  Betriebszulassung 
entstehen als unmittelbare Effekte direkte Kostensenkun-
gen in der Entwicklung, der Produktion, der Verwaltung 
und im Finanzierungsbereich. Nach Schätzungen betragen 
diese Kosteneinsparungseffekte 4,5-5%. Unterstellt, die 
geschätzten Kostensenkungen werden über die Stückpreis-
senkung an den Markt weitergegeben, ergibt sich eine 
Nachfrageerhöhung für Maschinenbauprodukte von 1-
1,5%. Als indirekter  Effekt ist eine Ankurbelung der 
Investitionsgüternachfrage zu erwarten, der die gewichti-
gere Folgewirkung für den Maschinenbau aus EG '92 dar-
stellen dürfte. Mit den stärksten Impulsen kann wohl der 
bundesdeutsche Maschinen- und Anlagebau rechnen. Der 
britische, niederländische und etwas schwächer der franzö-
sische Maschinenbau werden leicht überproportional profi-
tieren; die übrigen EG-Mitgliedsstaaten dagegen unter-
durchschnittlich. 
Telekommunikation 
Das Fernmeldewesen, im internationalen Sprachgebrauch 
Telekommunikation genannt, setzt sich zusammen aus 
Fernmeldenetzen, Benutzereinrichtungen und Fernmelde-
diensten. 
Für die Abschätzung einer zukünftigen Nachfrageentwick-
lung im europäischen Binnenmarkt sind die Vergleiche der 
erhobenen Gebühren und die Produktqualität von beson-
derem Interesse. Bislang gab es erhebliche Preisunter-
schiede zwischen den Mitgliedsländern, was als Indikator 
für das Vorhandensein von Handelsschranken und als Ver-
hinderung eines wirksamen Wettbewerbs gewertet werden 
kann. Der internationale Handel und damit die intra-
industrielle Spezialisierung bei Telekom-Einrichtungen ist 
bislang gering ausgeprägt. Dies lag v. a. am staatlichen 
Monopol der Fernmeldegesellschaften. Folgende Verände-
rungen im Binnenmarkt '92 für den Telekom-Bereich sind 
vorgesehen: 
-  Liberalisierung des Marktes durch die Öffnung des staat-
lichen Auftragswesens, 
-  Entwicklung EG-weiter Standards und Normen, 
-  Einführung von ISDN als gemeinsamer Infrastruktur der 
Mitgliedsländer. 
Diese Deregulierungsmaßnahmen haben Kostensenkun-
gen als unmittelbaren Effekt. Mit der Harmonisierung der 
technischen Produktanforderungen und der Öffnung der 
nationalen Beschaffungsmärkte für ausländische Produzen-
ten bieten sich erheblich größere Spielräume für die Nut-
zung von Skaleneffekten; die Aufbrechung der Märkte 
gewährleistet eine bessere Auslastung der Produktionska-
pazitäten. Als weitere Konsequenz der Deregulierung ist 
ein vermehrtes Angebot innovativer Produkte zu erwarten. 
Mit der Reduktion der Produktlebenszyklen und der 
Erschließung neuer Marktfelder ist mit einem erheblichen 
Nachfrageschub bei Fernmeldeausrüstungen zu rechnen. 
In Verbindung mit den indirekten Wirkungen werden die 
Effekte auf 2,2 bis 3,5 Mrd ECU (gleich 7 bis 11% der 
Bruttowertschöpfung) geschätzt. Jedoch ist auch ein wach-
sendes Interesse von Drittlandanbietern (EFTA-Staaten, 
USA, Japan) am EG-Markt im Zuge der Deregulierung 
einzukalkulieren. 
In welchem Ausmaß die einzelnen EG-Mitgliedsstaaten 
von dem Produktionszuwachs profitieren, ist von einer 
Reihe von Faktoren wie nationalem Abschottungsgrad, 
Größenstruktur der Unternehmen, Wettbewerbsfähigkeit 
im Preis-/Leistungsverhältnis, „lokalem“ Marktvolumen 
abhängig. Unternimmt man anhand dieser Faktoren eine 
Bewertung, so ist davon auszugehen, daß Frankreich und 
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land und den Niederlanden überproportional, Italien pro-
portional und die übrigen EG-Mitgliedsstaaten dagegen 
eher unterdurchschnittlich profitieren werden. 
Pharmazeutische Industrie 
Die Chemische Industrie ist durch die Binnenmarktharmo-
nisierung nicht entscheidend betroffen, mit Ausnahme der 
Pharmazeutischen Industrie. Die EG-Pharmamärkte sind 
bislang stark reglementiert und dadurch national segmen-
tiert. Dies resultiert im wesentlichen aus den nationalen 
Unterschieden bei den Zulassungsbedingungen für Medi-
kamente, den Vergütungsregelungen der Krankenversiche-
rungen und den nationalen Preisunterschieden. Zudem 
weist die Pharmaindustrie einen hohen Konzentrationsgrad 
auf; 3% der Unternehmen bedienen 80% des Marktes. Die 
Schaffung eines EG-Binnenmarktes für pharmazeutische 
Produkte bezieht sich auf eine Vereinheitlichung für 
Zulassung und Registrierung neuer Medikamente, die 
gegenseitige Anerkennung staatlicher Bewilligungen, die 
Vereinheitlichung der Verpackungsvorschriften etc. und 
die Offenlegung der Erstattungsregelungen der Sozialversi-
cherungen (Transparenzklausel). 
Der unmittelbare Effekt für die Pharmaindustrie wird auf 
160 bis 200 Mio. ECU p. a. geschätzt, wovon 75% durch 
Zeitersparnis infolge kürzerer Markteinführungsfristen 
bedingt sind. 
Der Abbau der Marktzugangsbarrieren wird darüber hin-
aus die Bereinigung der Niederlassungsstruktur begünsti-
gen, was ebenfalls zur Kostensenkung beiträgt. Die 
direkten Wirkungen auf die Bruttowertschöpfung werden 
auf l Mrd. ECU geschätzt; die indirekten Effekte (größen-
bedingte Kostenvorteile, Umstrukturierungen) auf zusätz-
lich 2 Mrd. ECU. 
Ein verschärfter Preiswettbewerb ist eher unwahrschein-
lich, dagegen wird aber von einem interregionalen 
Restrukturierungseffekt ausgegangen. Wettbewerbsele-
mente sind dabei die F + E-Intensität und der erreichte 
Grad der Internationalisierung. Bei letzterem liegen Groß-
britannien und die Bundesrepublik Deutschland vorne, 
während die französischen und italienischen Pharmaunter-
nehmen stärker national orientiert sind, genauso wie die 
belgischen, dänischen und niederländischen. In Griechen-
land und Portugal fehlt ein nationaler Pharmasektor gänz-
lich. Hinsichtlich der F+E-Kapazität wird die Bundesrepu-
blik Deutschland benachteiligt (durch Veränderungen im 
Preis-Kosten-Verhältnis durch die Preisharmonisierung), 
während Italien und Frankreich begünstigt werden. Groß-
britannien wird seine überdurchschnittliche Position 
behaupten können. 
Von der Rationalisierung der Niederlassungsstruktur 
schließlich werden Griechenland und Portugal extrem 
negativ betroffen sein. Positive Auswirkungen sind für 
Großbritannien und etwas schwächer für die Bundesrepu-
blik Deutschland zu erwarten, während in den übrigen 
Mitgliedsländern von einer gewissen Bereinigung der Nie-
derlassungsstruktur auszugehen ist. 
Textil und Bekleidung 
Für die europäische Textilindustrie ergeben sich die bedeu-
tendsten Veränderungen in der vollständigen Integration 
von Spanien, Portugal und Griechenland und in der Erset-
zung von länderspezifischen Quoten im Rahmen des Welt-
textilabkommens durch eine Gemeinschaftsquote ab 1993. 
Letzteres wird zum Wegfall der Ursprungsnachweise im 
innergemeinschaftlichen Handel führen. Daneben wird die 
Aufhebung der mit den unterschiedlichen Mehrwertsteuer-
regelungen und Finanzdienstleistungen zusammenhängen-
den Barrieren die Textil- und Bekleidungsindustrie be-
treffen. 
Der unmittelbare Fortfall der Grenzkontrollen wird die 
administrativen Kosten des Exports verringern. Die hohe 
Wettbewerbsintensität wird Preissenkungen induzieren, 
jedoch wird dies kaum Mengenwirkungen haben aufgrund 
einer weitgehend preisunelastischen Nachfrage. Neben die-
sen eher marginalen Wirkungen wird der Wettbewerb wei-
ter verschärft, was zu vermehrter Auslagerung der Produk-
tion in Niedriglohnländer führen wird. Die Tendenz zur 
Spezialisierung wird sich fortsetzen (EG-Hersteller produ-
zieren in den Mittel- und Hochpreissegmenten, Drittländer 
in den Niedrigpreissegmenten). 
Wenn auch für die Gemeinschaft insgesamt allenfalls von 
einer Stabilisierung der Textilproduktion auszugehen ist, 
so wird die Binnenmarktharmonisierung einen handels-
schaffenden Effekt haben, der von interregionalen Ver-
schiebungen im Angebot begleitet sein wird. Italien wird 
seinen Anteil am textilen Binnenmarkt weiter erhöhen. 
Spanien und Portugal werden im Textilbereich am meisten 
vom Binnenmarkt profitieren. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird ihre Exportaktivitäten zwar aufrechter-
halten können, aber um den Preis eines höheren Anteils 
importierter Vorleistungen in Form von Zukaufen und/ 
oder Lohnveredelung. Frankreich wird Marktanteile abge-
ben müssen; in geringerem Umfang auch Großbritannien 
und die kleineren EG-Länder. 
Wie im Sektor Textil ergibt sich auch bei der Bekleidungs-
industrie nur ein marginaler Kosten- und damit Preis- und 
Nachfrageeffekt. Die Hochlohnländer werden angesichts 
der geringfügigen Möglichkeiten zur Substitution des Fak-
tors Arbeit als Standorte der Bekleidungsindustrie noch 
weiter an Attraktivität verlieren. Rationalisierungen in 
Vertrieb und Marketing werden die Stückkosten nur um 
0,3-0,6% senken können. Dies betrifft im wesentlichen die 
Bundesrepublik Deutschland, die Beneluxländer und Dä-
nemark. 
Nahrungsmittelindustrie 
Die Nahrungsmittelindustrie ist ein vergleichsweise hetero-
gener Wirtschaftssektor, sowohl in bezug auf das Produkt-
spektrum als auch in bezug auf die regionale Differenzie-
rung. Der Verflechtungsgrad variiert in den verschiedenen 
Produktspektren erheblich. Die Subsektoren Teigwaren, 
Süßwaren, Brauereiprodukte, Mineralwasser, Getränke 
und Spirituosen weisen einen relativ geringen Verflech-
tungsgrad bei erheblichen Preisdisparitäten auf. Sie werden 
durch die Binnenmarktharmonisierung besonders betrof-
fen, da die künstlichen Marktzugangsbeschränkungen 
(Reinheitsgebot, Pasta-Reinheitsgesetz u. a.) abgebaut 
werden sollen. 
Darüber hinaus werden Teile der Nahrungsmittelindustrie 
durch die Bestrebungen auf dem Gebiet der Mehrwert-
steuer und insbesondere der Verbrauchssteuern tangiert, 
genauso wie durch Veränderungen in bezug auf die indu-
strielle Zusammenarbeit und die Einführung eines europa-
weiten Markenschutzes. 
Für den größten Teil der Nahrungsmittelindustrie wird das 
Binnenmarktprogramm nur sehr geringfügige Auswirkun-
gen haben. Für die oben angesprochenen Subsektoren wird 
mit Kosteneinsparungen in Höhe von 500 Mio. bis l Mrd. 
ECU p. a. gerechnet. 
Zusätzlich ergeben sich indirekte Effekte durch die Anglei-
chung der Verbrauchsgewohnheiten, wodurch die Markt-
größe zunehmen wird. Aus dem Kreis der europäischen 
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derlande und Frankreich durch Übernahmen, Koopera-
tionen und Niederlassungen auf anderen EG-Märkten Fuß 
fassen. Die wichtigsten Zielländer werden die Bundesrepu-
blik Deutschland und Italien sein, deren Nahrungsmittelin-
dustrie infolge der mittelständischen Struktur gewisse 
Wettbewerbsschwächen aufweist. In bezug auf die Betrof-
fenheit einzelner Produkte am Kostensenkungseffekt ste-
hen Schokolade und Bier an erster Stelle, gefolgt von 
Teigwaren und Speiseeis. 
Allerdings ist auch mit einem weiterhin wachsenden Enga-
gement von Drittlandproduzenten (USA, Schweiz, Japan) 
auf den EG-Märkten zu rechnen. 
Baugewerbe 
Das Baugewerbe in der EG ist weitgehend mittelständisch 
strukturiert. Der Konzentrationsgrad ist mit Ausnahme 
Frankreichs und Großbritanniens gering. Die Unterneh-
men des europäischen Baugewerbes sind national bzw. 
lokal ausgerichtet; der Anteil grenzüberschreitender Bau-
leistungen lag für die EG bei ca. 5%. Die auf die Bauwirt-
schaft zukommenden Veränderungen resultieren im 
wesentlichen aus einer Liberalisierung des öffentlichen 
Auftragswesens (Aufträge über 5 Mio. ECU müssen EG-
weit ausgeschrieben werden), einer weitgehenden Verein-
heitlichung des Vergabeverfahrens für die öffentlichen 
Bauleistungen und die Angleichung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften. 
Direkt  betroffen von der Realisierung des EG-Binnen-
marktes werden die im kleinen Grenzverkehr angebotenen 
Bauleistungen und die Großprojekte im Wirtschafts- und 
Tiefbau sein. Angesichts eines bereits in der Vergangenheit 
hohen Informationsstandes werden die europäischen 
Großunternehmen jedoch nur marginal von der erhöhten 
Transparenz der Ausschreibungen profitieren. Eine grö-
ßere Bedeutung wird allerdings der Subunternehmer-Ein-
satz gewinnen, sowohl in den Ländern, die heute bereits 
einen hohen Anteil aufweisen (Frankreich und Großbritan-
nien), als auch in Ländern mit einem geringen Anteil 
(Bundesrepublik Deutschland). 
Die Marktöffnung wird vorderhand EG-weit die Produkti-
vität verändern, vor allem in Ländern mit bislang niedri-
gem Niveau (Italien, Spanien, Großbritannien, Griechen-
land, Portugal). Wichtiger als die direkten Harmonisie-
rungseffekte, werden die indirekten Effekte in Form einer 
allgemeinen Ankurbelung der Bautätigkeit aufgrund der 
Wachstums- und Investitionsbeschleunigung in der 
Gemeinschaft gewertet. Sie werden auf rd. 4% der Brutto-
wertschöpfung geschätzt. 
Hinsichtlich der interregionalen Verteilungseffekte dürfte 
die Wettbewerbsfähigkeit des französischen, britischen, 
deutschen und niederländischen Baugewerbes als relativ 
stark einzuschätzen sein. Die des italienischen liegt im 
Mittelfeld, während eine eher schwache Position in Spa-
nien, Dänemark, Belgien, Portugal, Griechenland und 
Irland sichtbar ist. 
Verkehr 
Zu den Auswirkungen der EG-Binnenmarktvollendung 
läßt sich festhalten, daß sich die ordnungspolitische Dere-
gulierung im Verkehrssektor nicht sprunghaft, sondern 
eher kontinuierlich auf das Verkehrsaufkommens- und 
Verkehrsleistungswachstum im Personen- und Güterver-
kehr auswirken wird. Die zunehmende Dienstleistungs-
orientierung (bei steigenden Wertdichten der Transportgü- 
ter) spricht im Güterverkehr für ein unterproportionales 
Transportwachstum. Die Wachstumeffekte im Verkehrs-
sektor insgesamt treten eher lang- als kurzfristig auf. 
Hinsichtlich der Eisenbahnen wird eine Verschlechterung 
der Wettbewerbspositionen eintreten, da sie vor dem Hin-
tergrund ihrer Kostenstruktur und finanziellen Situation 
einem verstärkten Konkurrenzdruck nicht standhalten 
können. Umweltpolitisch motivierte Forderungen und sol-
che nach einer Harmonisierung der Wettbewerbsbedingun-
gen wirken dieser Tendenz allerdings entgegen, so daß die 
Eisenbahnen von nur geringfügig negativen Modal-Split-
Effekten (Verlagerung der Verkehrsträger) berührt sein 
werden, wovon besonders die Bundesrepublik Deutsch-
land und Italien betroffen werden. Beim „sonstigen Land-
verkehr“, bei dem es sich vom Mineralöltransport in Rohr-
leitungen abgesehen um Straßenverkehr handelt, stellen 
sich die oben benannten Effekte mit entgegengesetzten 
Vorzeichen dar. Eine Liberalisierung im gewerblichen Stra-
ßenpersonenverkehr  wird diesem zusätzliche Marktanteile 
eröffnen. Die vorgesehene Eröffnung „umgekehrter Pen-
delverkehre“ bringt eine Verlagerung von Transporten in 
Beheimatungsländer, wovon in erster Linie die Unterneh-
men der Ferienzielländer (Griechenland, Italien, Spanien, 
Portugal) positiv betroffen sind. 
Die gravierendsten Veränderungen werden in der Güterbe-
förderung im Straßenverkehr erwartet. Ein positiver Modal-
Split-Effekt könnte aber durch umweltpolitische 
Gegensteuerungen abgeschwächt werden. Die Auswirkun-
gen der Liberalisierung auf die einzelnen EG-Länder sind 
schwer abzuschätzen; sie hängen von den unterschiedlichen 
staatlichen Eingriffen ab. Unter Vorbehalten läßt sich ver-
muten, daß die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Italien und Großbritannien im gewerblichen Straßengüter-
verkehr an der Verteilung der Binnenmarkteffekte insbe-
sondere im Vergleich zu den Niederlanden, Belgien und 
Dänemark relativ ungünstig abschneiden, während sich 
positive und negative Effekte bei den anderen Ländern 
weitgehend ausgleichen. 
Im Bereich der Seeschiffahrt werden sich dagegen weder 
nennenswerte Modal-Split- noch Länderverteilungseffekte 
einstellen. Im Bereich des Luftverkehrs ist zu erwarten, 
daß der Passagierverkehr zunimmt. Infrastrukturengpässe 
haben aber zur Folge, daß der innereuropäische Luftfracht-
verkehr kaum nennenswerte Steigerungen erfahren wird. 
Der zunehmende Wettbewerb wird die größeren Unter-
nehmen tendenziell begünstigen und Kooperationsverein-
barungen zwischen Luftverkehrsunternehmen verstärken. 
Großbritannien, die Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich werden von den Binnenmarktentwicklungen 
deutlich und die Niederlande weniger stark profitieren, 
während die kleineren Länder unterproportionale 
Zuwächse verzeichnen werden. 
Aufgrund der Heterogenität des Bereichs „Sonstige dem 
Verkehr zuzuordnende Tätigkeiten“ ist es kaum möglich, 
EG-Binnenmarkteffekte im Detail zu beurteilen. Führt 
man aber eine Bewertung analog der anderen Verkehrs-
sektoren durch, so sind in Frankreich, den Niederlanden, 
Dänemark und Spanien Anteilszuwächse zu erwarten, in 
der Bundesrepublik Deutschland, Italien, Luxemburg, 
Irland und Portugal hingegen Rückgänge. 
Finanz dienstleistungen 
Alle Mitgliedsstaaten der EG regulieren den Zugang zu 
den Sektoren „Bank- und Versicherungsgewerbe“ und 
überwachen seine Transaktionen. Seit einigen Jahren wird 
im Versicherungsgewerbe durch Harmonisierungsrichtli- 
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dieses Vorhabens ist, daß in Zukunft eine Versicherungs-
gesellschaft, deren Niederlassung sich in einem Mitglieds-
land befindet, Risiken, die in einem anderen Mitgliedsland 
auftreten, unabhängig vom Wohnsitz des Versicherungs-
nehmers, abdecken kann. Dies gilt jedoch nur für Großrisi-
ken, 80% des Versicherungsgeschäftes bleiben dabei aus-
gespart. 
Die Deregulierung im Bankbereich sieht die Einführung 
einer einheitlichen Banklizenz vor, mit der es den Kreditin-
stituten in Zukunft möglich ist, in einem anderen Mit-
gliedsstaat ohne die Zulassung des betreffenden Landes 
und ohne ein zusätzliches Dotationskapital eine Zweignie-
derlassung zu eröffnen. Zudem gilt künftig das Prinzip der 
Herkunftslandkontrolle, d. h. jedes Kreditinstitut, das im 
Herkunftsland integrale Banktätigkeiten ausüben kann, 
kann dies auch überall in der Gemeinschaft tun. Mit einem 
dadurch steigenden Wettbewerb wird davon ausgegangen, 
daß Kapazitäten besser ausgelastet werden, die Ausschöp-
fung von Rationalisierungspotentialen erhöht und der Pro-
zeß der Produktinnovation beschleunigt wird. Gerechnet 
wird mit Preissenkungen und Produktqualitätssteigerun-
gen. Das Preissenkungspotential (Basis: 8 EG-Mitglieds-
staaten) wird auf 21,6 Mrd. ECU geschätzt, das entspricht 
5% der Bruttowertschöpfung der Banken und Versiche-
rungen. 
Kriterien zur Beurteilung der künftigen Wettbewerbsfähig-
keit sind neben dem Angebot einer breiten Produktpalette 
(Universalbanken „Allfinanz“), die Leistungsfähigkeit des 
nationalen Vertriebsapparates und die bisherige internatio-
nale Präsenz. Nach einer abschließenden Bewertung dieser 
Faktoren ist davon auszugehen, daß Großbritannien wohl 
der größte Gewinner der Deregulierung sein wird, gefolgt 
von der Bundesrepublik Deutschland, Luxemburg sowie 
den Niederlanden, Belgien und auch Frankreich. Die Posi-
tionen Italiens und Spaniens sind dagegen schwächer einzu-
stufen. 
3.2.2 Quantifizierung der Effekte der Verwirklichung des 
Binnenmarktes 
3.2.2.1 Methodische Grundlagen zur Quantifizierung der 
Binnenmarkteffekte 
In den folgenden Kapiteln geht es darum, die Effekte der 
Verwirklichung des Binnenmarktes länder- und branchen-
weise zu quantifizieren. Zuerst werden die spezifischen 
Binnenmarkteffekte berechnet (siehe hierzu auch den 
methodischen Anhang). Diese werden mit dem Szenario 
ohne Binnenmarktverwirklichung verknüpft und man 
erhält daraus die Ergebnisse zum Szenario mit Binnen-
marktvollendung. Ausgangspunkt ist die Gegenüberstel-
lung länderspezifischer Merkmale für alle 12 EG-Länder. 
Diese Merkmale sind standortdifferenzierende Erklärungs-
größen, die bei einer Standortentscheidung ins Kalkül mit 
aufgenommen werden können und branchenübergreifend 
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(2)  Arbeitszeit und Arbeitsproduktivität 
(3) Produktionskosten 
(4) Infrastruktur-Ausstattung 
(5)  Kosten der Infrastruktur 
(6)  die wirtschaftliche „Infrastruktur“ (Informationsbezie-
hungen) 
(7)  politisches und soziales Klima 
(8) wirtschaftlicher  Ordnungsrahmen 
(9) Dynamik,  Marktpotential. 
Bei der Festlegung der Standortkriterien war darauf zu 
achten, daß möglichst Unabhängigkeit zwischen den ausge-
wählten Merkmalen besteht, d. h. daß die Merkmale sich 
möglichst nicht gegenseitig beeinflussen oder gar bedingen. 
Die oben aufgeführten 9 Obergruppen der Ländermerk-
male werden noch weiter unterteilt. Insgesamt umfaßt der 
Katalog 32 branchenübergreifende Standort- bzw. Länder-
merkmale (siehe Übersicht Ländermerkmale im Anhang). 
Die Ausprägungen der einzelnen Ländermerkmale werden 
zweckmäßigerweise in Indizes überfuhrt, wobei der jewei-
lige Länderindex die Abweichung vom EG-Durchschnitt 
(= 100) darstellt. Die Bewertung erfolgt so, daß die stand-
ortgünstigen Merkmalsausprägungen über 100 und die 
ungünstigen Ausprägungen immer unter 100 liegen. 
Diese 32 Kriterien der EG-länderspezifischen Standort-
wahl sind in der Tabelle 5 dargestellt. Sie bilden die Matrix 
A. Ein großer Teil der Matrixelemente (Indizes) konnte 
durch länderspezifische quantitative Informationen aufge-
füllt werden. Für die Einflußbereiche politisches, soziales 
und wirtschaftliches Klima sind dagegen in der Regel nur 
„weiche“ Daten oder Indikatoren verfügbar, anhand derer 
die Beurteilung erfolgte. 
Die Indexdarstellung der 32 Ländermerkmale hat für sich 
genommen nur eine begrenzte Aussagefähigkeit. Jedes der 
32 Ländermerkmale geht z.B. in obiger Matrix A mit 
gleicher Gewichtung ein. Es ist aber einsichtig, daß diese 
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die einzelnen Branchen von unterschiedlicher Bedeutung 
sind. Um diese Bedeutungsunterschiede zu berücksichti-
gen, müssen die Ländermerkmale je nach Branche anders 
gewichtet werden. Um diese Branchenunterschiede her-
auszuarbeiten, wurde wieder eine Übersicht (Matrix B) 
erstellt, in der, ähnlich wie bei den Ländermerkmalen, 
einzelnen Branchen branchenspezifische Charakteristika 
zugeordnet werden. Diese Branchenmerkmale decken ins-
besondere Produktionsbedingungen ab, wie z.B. Lohnko-
stenintensität, Qualifikationsintensität, Energieintensität 
und absatz-/wettbewerbsorientierte Aspekte wie z.B. 
Dynamik der Nachfrage, Preisstreuung zwischen Ländern, 
bisherige Marktabschottung usw. Beispiel für Matrix B ist 
die Tabelle 6, in der die Branchenmerkmale des Verarbei-
tenden Gewerbes dargestellt sind. 
Die in der Matrix B gesammelten Informationen als Bran-
chenraster dienen dazu, die Bedeutung der in Matrix A 
dargestellten Standort- bzw. Ländermerkmale für jede 
Branche herauszuarbeiten. Dieser Bewertungsprozeß fin-
det seinen Niederschlag in der Matrix C (Tabelle 7), die aus 
branchenspezifischen Gewichtungsvektoren besteht. Die 
Elemente dieser Vektoren enthalten die Bedeutungsstruk-
tur (Gewichte) einzelner Ländermerkmale, die sich zu l 
addieren müssen. Jede Branche weist einen eigenen 
Gewichtungsvektor auf. 
Für die Ableitung dieser branchenspezifischen Gewich-
tungsstrukturen aus den Branchenmerkmalen der Matrix B 
gibt es keinen eindeutigen Weg. Hinweise auf die Gewich-
tungsstruktur können in gewissem Umfang Unternehmens-
befragungen entnommen werden. An dieser Stelle können 
auch individuelle Bewertungen ins Spiel kommen (sie sind 
allerdings als solche im Text des Hauptberichtes sofort 
erkennbar). Grundsätzlich ist jedoch die Nebenbedingung 
einzuhalten, daß die Gewichte sich zu l addieren. 
Wenn man die Indexwerte der Matrix A, also die Länder-
merkmale, mit den branchenspezifischen Gewichtungs-
strukturen der Matrix C (Tabelle 7) verknüpft, und zwar 
dergestalt, daß die Gewichtungsstruktur einer Branche mit 
den Ländermerkmalen aller Länder verknüpft wird, dann 
erhält man als Ergebnis für jedes Land einen durchschnitt-
lichen Indexwert, der die relative Position des Landes im 
Vergleich zum EG-Durchschnitt (= 100) für die jeweilige 
Branche ausdrückt (Matrix D). Die durchschnittlichen In-
dexwerte beschreiben also, ob das jeweilige EG-Land in 
überproportionaler (Indexwert größer als 100) oder unter-
proportionaler Weise (Indexwert kleiner als 100) an den 
EG-weiten Binnenmarkteffekten einer bestimmten Bran-
che partizipieren wird. 
In Tabelle 8 (Matrix D) sind die Ergebnisse der Berech-
nungen zusammengestellt. Die Indizes repräsentieren für 
jede Branche die relative Position eines jeden EG-Landes 
im Vergleich zum EG-Durchschnitt. Ein Indexwert von 
1) Allerdings wurden die in der Kommissionsstudie ausgewiesenen Bran-
cheneffekte nicht in voller Höhe übernommen. So wurden die Effekte, die 
sich aus dem Wegfall von monopolistischen Strukturen ergeben sollten, nicht 
berücksichtigt. Dies ergab sich aus der Überlegung, daß durch die Schaffung 
des Binnenmarktes nicht nur mehr Wettbewerb entstehen kann, sondern sich 
auch Konzentrationstendenzen über Unternehmenszusammenschlüsse 
ergeben, die die Gefahr von Teilmonopolen mit sich bringen können. Der 
Cecchini-Bericht kommt außerdem unter der Annahme von zusätzlichen 
begleitenden wirtschaftspolitischen Maßnahmen zu erheblich höheren 
Binnenmarkteffekten. Diese „obere“ Variante der maximal möglichen Effekte 
wird in vorliegender Studie nicht zugrunde gelegt. 
über 100 für ein Land bedeutet also, daß das Land überpro-
portional im Vergleich zum bisher erreichten Anteil an der 
Bruttowertschöpfung der jeweiligen Branche partizipieren 
wird und vice versa. Die Werte sagen noch nichts über die 
absolute Größenordnung der Verteilung der EG-Effekte 
aus; dies hängt zum einen davon ab, wie stark die einzelnen 
Branchen, absolut gemessen, von der Vollendung des Bin-
nenmarktes tangiert werden, zum anderen von den 
Anteilswerten der Länder an der jeweiligen Bruttowert-
schöpfung der Branchen. 
Im einzelnen lassen sich folgende Tendenzen feststellen: 
Bezogen auf den Durchschnitt aller Branchen des Verar-
beitenden Gewerbes und nach Ländern verteilt weisen die 
Bundesrepublik Deutschland und Großbritannien die 
höchsten Indexwerte auf. Die günstige Einschätzung bei-
der Länder beruht aber nicht auf den gleichen Standort-
merkmalen. Für Großbritannien sprechen vor allem die 
relativ günstige Unternehmensbesteuerung, die auf Flexi-
bilität ausgerichtete Wirtschaftspolitik und das z. B. gegen-
über der Bundesrepublik Deutschland niedrigere Lohnni-
veau. Bei der Bundesrepublik Deutschland zählen die 
Qualifikation der Arbeitskräfte, die gute Infrastrukturaus-
stattung, das hohe Kaufkraftpotential und die stabile 
soziale Lage. Überdurchschnittliche Werte erzielen auch 
Frankreich und die Niederlande und in der Mehrzahl der 
Branchen auch Belgien. Italien liegt mehrheitlich knapp 
unter dem EG-Durchschnitt, Portugal und Spanien weisen 
in einer Reihe von Branchen überdurchschnittliche Werte 
auf. 
3.2.2.2 Aufteilung der Binnenmarkteffekte 
(Wirtschaftswachstum) auf die Länder der EG 
Die im vorigen Abschnitt dargestellten Ergebnisse geben 
Auskunft darüber, ob die einzelnen EG-Länder an den 
positiven EG-Binnenmarkteffekten unterdurchschnittlich 
oder überdurchschnittlich partizipieren können. Über die 
absolute Größenordnung (z.B. in Form der Bruttowert-
schöpfung) selbst sagen sie nichts aus. Um die Absolut-
werte der Länderverteilung zu berechnen, müssen die EG-
weiten Effekte der Verwirklichung des Binnenmarktes als 
Rahmendaten bekannt sein. Mit der Vorgabe der EG-
weiten Effekte und unter Berücksichtigung der Anteile der 
einzelnen EG-Länder an der jeweiligen branchenspezifi-
schen Bruttowertschöpfung der EG insgesamt lassen sich 
dann die Absolutwerte errechnen. 
Die Vorgabe dieser EG-weiten Binnenmarkteffekte basiert 
auf den Ergebnissen der von der EG-Kommission im Rah-
men des „Cost-of-Non-Europe“-Projekts erstellten Stu-
dien. Eigene branchenspezifische Berechnungen in den 
EG-weiten Effekten waren deshalb nicht erforderlich und 
über den im „Cost-of-Non-Europe“-Projekt gewählten 
Detaillierungsgrad hinausgehend in dieser Untersuchung 
auch nicht möglich.
1) Allerdings mußten die in der Studie 
der Kommission ausgewiesenen Absolutwerte auf die EG 
insgesamt hochgerechnet werden, da die Werte der Kom-
missionsstudie sich nur auf 7 Länder beziehen. 
Diese Anteilswerte der Binnenmarkteffekte nach Bran-
chen wurden auf die Prognose der branchenspezifischen 
Bruttowertschöpfung „ohne Verwirklichung des EG-Bin-
nenmarktes“ im Jahre 2000 angewandt. Hieraus errechnen 
sich später die EG-weiten Brancheneckwerte, die dann die 
Grundlage für die länderspezifische Verteilung der Binnen-
markteffekte bilden. 
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In der Tabelle 9 sind die EG-weiten Binnenmarkterrekte, 
wie sie sich aus der Übertragung auf das Jahr 2000 ergeben, 
sowohl als Absolutwert als auch als Prozentanteile an der 
Bruttowertschöpfung ausgewiesen.
2) Es ergibt sich ein EG-
Binnenmarkt-Effekt von 4,2% der Bruttowertschöpfung 
für den Zeitraum 1988-2000. Dies würde eine Erhöhung 
2) Hierfür mußte die in der Studie der EG-Kommission verwendete Klassifikation 
auf die hier benötigte OECD-Klassifikation übertragen werden. 
der durchschnittlichen Wachstumsrate des realen Bruttoin-
landsprodukts der Gemeinschaft von gegenüber der Ent-
wicklung ohne Verwirklichung des EG-Binnenmarktes um 
jährlich immerhin 0,3% bis 0,4% bedeuten. 
Mit der Übertragung der vollständigen prozentualen Bin-
nenmarkteffekte auf das Jahr 2000 wird implizit unterstellt, 
daß sich die Binnenmarkteffekte auf einen größeren Zeit-
raum, in unserem Fall auf den Zeitraum 1988/2000 vertei- 
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len. Hierfür sprechen folgende Gründe: Die Vollendung 
des Binnenmarktes wird sich nicht sprunghaft vollziehen. 
Verzögerungen, Übergangsregelungen usw. führen not-
wendigerweise zu einer zeitlichen Verteilung der Wirkun-
gen. Vieles spricht auch dafür, daß die Unternehmen 
bereits jetzt auf die geplante Schaffung des Binnenmarktes 
reagiert haben und z.B. Investitionen vorgezogen haben. 
Um die Verteilung der Absolutwerte der EG-Binnen-
markteffekte auf die 12 EG-Länder zu errechnen, braucht 
man die Ergebnisse der Tabelle 9 (Binnenmarkteffekt und 
dessen Anteil an der Bruttowertschöpfung 2000 nach Bran-
chen), sowie die Tabelle 8 (Indexwerte zur relativen Posi-
tion der EG-Länder nach Branchen = Matrix D) und die 
Anteile der einzelnen EG-Länder an der Bruttowertschöp-
fung der Gemeinschaft für alle betrachteten Branchen. 
Die Ergebnisse für die 12 EG-Länder sind in der Tabelle 10 
(Matrix E) wiedergegeben, wobei die EG-Binnenmarktef-
fekte nach EG-Land und Branche als Anteilswerte an der 
3) Dabei wird von den „Normalannahmen“ ausgegangen, d. h. es werden nicht 
die maximal möglichen Effekte unterstellt, wie sie sich z.B. bei zusätzlichen 
begleitenden wirtschaftspolitischen Maßnahmen ergeben könnten. 
jeweiligen Bruttowertschöpfung dargestellt sind. Dadurch 
sind relative Vergleiche nach Ländern und Branchen mög-
lich. Zu beachten ist, daß in der Tabelle 10 neben den 
Wirtschaftszweigen des Verarbeitenden Gewerbes auch die 
Länderverteilung der EG-Effekte für die übrigen Wirt-
schaftszweige (meist Dienstleistungen) wiedergegeben ist. 
Die Länderverteilung für diese Wirtschaftsbereiche basiert 
auf einer Reihe von Annahmen: Zuerst wird unterstellt, 
daß deren Verteilung im jeweiligen EG-Land in engem 
Zusammenhang steht mit der Verteilung der EG-Effekte 
für die Industrie (länderspezifische Folgebereichshypo-
these). Im folgenden wird diese Verteilung je nach bran-
chenspezifischer Betroffenheit durch Schaffung des EG-
Binnenmarktes korrigiert. 
Die Ergebnistabelle 10 zeigt, daß beim Verarbeitenden 
Gewerbe die Bundesrepublik Deutschland die größten 
EG-Effekte 1988/2000 erwarten kann. Die Werte für Groß-
britannien und Frankreich liegen etwas tiefer, gefolgt von 
der Gruppe der Benelux-Länder und Irland. Interessant 
ist, daß einige Länder, die z.B. für das Verarbeitende 
Gewerbe insgesamt nur unterdurchschnittliche Effekte 
erzielen (z.B. Belgien und Irland), gesamtwirtschaftlich 
dagegen (leicht) überproportional abschneiden. Umge-
kehrtes gilt z. B. für Frankreich: überproportionale Anteile 
im Verarbeitenden Gewerbe, aber dennoch nur unter-
durchschnittliche Effekte für die Gesamtwirtschaft. 
Der Grund hierfür liegt in den Unterschieden der Wirt-
schaftsstruktur dieser Länder in Verbindung mit den ver-
schieden hohen EG-Effekten der einzelnen Branchen. So 
beträgt z. B. der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes (mit 
wesentlich höherem EG-Effekt als bei den anderen Wirt-
schaftsbereichen) in Frankreich nur rund 19%, in Irland 
dagegen etwa das Doppelte und in Belgien immerhin noch 
26%. Frankreich profitiert deshalb gesamtwirtschaftlich 
gesehen strukturell bedingt nur unterproportional am EG-
Binnenmarkt. 
3.2.2.3 Die länderspezifischen Beschäftigungseffekte 
Die BeschäftigungsWirkungen, die sich aus der Vollendung 
des EG-Binnenmarktes, d. h. aus der länderspezifischen 
Verteilung der EG-Effekte für die Bruttowertschöpfung 
ergeben, sind äußerst schwierig und nur mit großen Vorbe-
halten zu schätzen. Das liegt daran, daß die Vollendung 
des Binnenmarktes im wesentlichen effizienz- und produk-
tivitätssteigernde Wirkungen auslöst, die ceteris paribus -
bei konstantem Output – Freisetzungen bei den Arbeits-
kräften mit sich bringen. Gleichzeitig sinken durch die 
Produktivitätsgewinne die Stückkosten und damit die 
Preise; dadurch steigt die Kaufkraft, die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit und damit auch wiederum der Out-
put. Für die Höhe der Beschäftigungswirkung kommt es 
also darauf an abzuschätzen, wie der Nettoeffekt zwischen 
Outputsteigerung (aufgrund gestiegener Nachfrage) und 
Produktivitätserhöhung (wegen des erhöhten Wettbewerbs 
und gesunkener Kosten) ausfällt. 
Zu diesem Zweck wird aus der Untersuchung zu den „Cost 
of Non-Europe“ eine beschäftigungswirksame Kompo-
nente
3) in Form der Bruttowertschöpfung herausgerechnet 
und ihr Anteil an den Branchen ermittelt. Dieser Bran-
chenanteil wird auf die Beschäftigtenanteile angelegt, 
wobei unterstellt wird, daß sich die branchenspezifischen 
Anteile nicht zwischen den einzelnen Ländern unter-
scheiden. 
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Multipliziert man nun die Anteilswerte der relativen 
Beschäftigungseffekte mit den Beschäftigtenzahlen, die für 
die Länder und Branchen im Jahr 2000 für das Szenario 
ohne EG-Binnenmarkt vorgegeben sind, dann errechnen 
sich die Absolutwerte der Beschäftigungswirkungen nach 
Branchen und Ländern (Tabelle 11). 
Insgesamt beläuft sich der Beschäftigungseffekt auf der 
Basis dieser Annahmen auf rd. 2,2 Mio. Erwerbstätige. 
Bezogen auf den Basiswert von 137 Mio. im Szenario ohne 
EG-Binnenmarkt entspricht dies einem Anteil von 1,6%. 
Der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes liegt bei etwa 
20% und ist damit wesentlich niedriger als nach seiner 
Bedeutung an den Binnenmarkteffekten der Bruttowert-
schöpfung (rund 50%) hätte erwartet werden können. Dies 
erklärt die deutlich überproportionalen Produktivitätsef-
fekte in der Industrie. Die Verteilung innerhalb des Verar-
beitenden Gewerbes entspricht im großen und ganzen der-
jenigen für die Bruttowertschöpfung. 
Im Ländervergleich ergeben sich einige Verschiebungen. 
Gemessen an ihren jeweiligen Anteilen an den Binnen-
markteffekten, die für die Bruttowertschöpfung ausgewie-
sen sind, schneiden die Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich relativ ungünstiger ab als beispielsweise Italien 
und Großbritannien. Hier spielen verschiedene Strukturef-
fekte (unterschiedliche Beschäftigtenanteile nach Wirt-
schaftszweigen, unterschiedliche Beschäftigungswirkungen 
nach Branche) eine Rolle (vgl. hierzu im einzelnen die 
Tabelle 11). 
3.2.2.4 Insgesamtentwicklung von Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung mit Verwirklichung des EG-Binnenmarktes 
Führt man nun die EG-Binnenmarkteffekte mit den Ergeb-
nissen der Vorausschätzung ohne Verwirklichung des Bin-
nenmarktes zusammen, dann erhält man die Insgesamtent-
wicklung, d. h. mit Einschluß der Verwirklichung des Bin-
nenmarktes. Die Tabelle 12 gibt einen Überblick zur Ent-
wicklung des realen Bruttoinlandsproduktes. Man erkennt 
eine Beschleunigung des Wirtschaftswachstums in der EG 
auf 2,6% p. a. im Vergleich zum Vergangenheitszeitraum 
1978/1988 von 2,1%. Rechnet man die überdurchschnittli-
che Wachstumsrate des Jahres 1988 aus der Vergangen-
heitsentwicklung heraus, was dann nur noch eine durch-
schnittliche Zuwachsrate von 1,9% bedeutet (vgl. Tabelle 
12), dann erkennt man mit 0,7 Prozentpunkten sehr deut-
lich die Beschleunigung der Entwicklung. 
Gegenüber dem obigen Szenario ohne Verwirklichung des 
EG-Binnenmarktes liegt bei Berücksichtigung der Binnen-
markteffekte die Wachstumsrate bis 2000 im Durchschnitt 
um zusätzlich rd. 0,3 Prozentpunkte p. a. höher. Die 
Betrachtung der länderspezifischen Wachstumsraten zeigt 
aber auch, daß die Verwirklichung des Binnenmarktes 
allein nicht entscheidend zur Verbesserung des wirtschaftli-
chen Gefälles zwischen den weniger entwickelten Ländern 
im Mittelmeerraum und den industriell hochentwickelten 
Ländern führen wird. 
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Von der wirtschaftlichen Entwicklung wird die Entwick-
lung der Beschäftigung abgeleitet. Das Szenario für die 
Beschäftigtenentwicklung bis 2000 in der EG und den 
einzelnen Mitgliedsländern ist in der Tabelle 13 zusammen-
gestellt. In der EG insgesamt wird gegenüber 1988 mit 
einer Zunahme von immerhin fast 10 Mio. Erwerbstätigen 
gerechnet. Da die Zahl der Erwerbspersonen bis 2000 nur 
um rund 7 Mio. Menschen ansteigen wird, verbessert sich 
auch die EG-Arbeitsmarktsituation. 
Die relativ stärkste Zunahme der Beschäftigung ist in 
Griechenland, Spanien und Portugal zu verzeichnen. Grie-
chenland und Portugal sind nach diesem Szenario auch die 
beiden einzigen EG-Länder, in denen die Beschäftigung 
auch in der Industrie noch weiter zunimmt. In den anderen 
EG-Ländern sinkt die Beschäftigung im Verarbeitenden 
Gewerbe, dies obwohl hier die höchsten Binnenmarktef-
fekte zu verzeichnen sind. Allerdings steigen im Verarbei-
tenden Gewerbe die Arbeitsproduktivitäten deutlich an. 
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Im folgenden sei noch kurz auf die Entwicklung einzelner 
Industriezweige hingewiesen, bei denen die Binnenmarkt-
effekte vergleichsweise hoch eingeschätzt werden. Bemer-
kenswert ist, daß das künftige Wachstum der Bruttowert-
schöpfung in allen Industriebereichen zum Teil deutlich 
über dem Vergangenheitszeitraum liegt. Dies gilt vor allem 
auch für so wichtige Branchen wie der Elektrotechnik, dem 
Maschinenbau oder dem Kraftfahrzeugbau, die sich in den 
80er Jahren einem bereits hohen bzw. zunehmenden Wett-
bewerbsdruck aus Drittländern gegenübersahen. Gerade 
der Fahrzeugbau, für den auf lange Sicht gesehen mit nur 
noch langsam wachsender Binnennachfrage gerechnet wer-
den kann, profitiert von der steigenden internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit, die sich im Zusammenhang mit der 
Verwirklichung des Binnenmarktes mittelfristig einstellen 
dürfte. 
4)  Im wesentlichen spielen dabei folgende Faktoren eine Rolle: Unterschiedliche 
Definitionen und Erfassungskonzepte zwischen Angebotsund  Nachfrageseite   
des  Arbeitsmarktes   und   die   unter  die   „Stille 
Reserve“ fallende Zahl von Personen, die eine Beschäftigung suchen, 
aber nicht bei den Arbeitsämtern registriert sind. 
5) Das bedeutet, daß hier im Unterschied zur Vorgehensweise, wie sie z. B. 
von Prognos bei der Quantifizierung der Arbeitsmarktbilanzen für die 
Bundesrepublik Deutschland angewandt wird, bei einer Verbesserung 
oder Verschlechterung der Arbeitsmarktsituation keine Stille-Reserve- 
Potentiale aufgelöst oder aufgebaut werden. Im konkreten Fall der 
Bundesrepublik Deutschland führt dies dazu, daß in dieser Untersuchung 
ein stärkerer Rückgang der Arbeitslosenzahl und Arbeitslosenquoten bis 
2000 ausgewiesen wird, als er sich mit Berücksichtigung der Stille- 
Reserve-Potentiale ergeben hätte. 
6) Genaugenommen wird auch noch den arbeitsmarktinduzierten Wanderungen 
Rechnung getragen und diese werden in die Prognose eingebaut. 
Die vorgenommene Fortschreibung der Erwerbspersonen enthält nur die 
autonomen Wanderungen, d. h. die Wanderungen, die unabhängig von 
der Veränderung der Arbeitsmarktsituation zustande kommen. Deshalb 
wurde versucht zu klären, ob zwischen den langfristigen Veränderungen 
der Wanderungssalden und den langfristigen Veränderungen der relativen 
Arbeitslosenquoten ein signifikanter Zusammenhang besteht, d. h. 
ob z.B. eine längerfristig anhaltende Verschlechterung der relativen 
Arbeitslosenquoten mit einer Erhöhung der Abwanderung von Erwerbs-
personen   bzw.   einer   Verminderung   der   (ansonsten   „autonomen“) 
Zuwanderung verbunden ist. Ergebnis dieses Schätzungsprozesses ist, 
daß – ohne Ausschaltung von Ausreißern – rund 10% der Wanderungssalden 
im Durchschnitt der EG-Länder arbeitsmarktinduziert sind, mit 
anderen Worten: Verschlechtert sich die länderspezifische Arbeitslosenquote 
gegenüber dem Durchschnittswert der EG um 1%-Punkt, dann 
führt dies im Durchschnitt zu einer negativen Veränderung der ansonsten 
autonomen Wanderungsquote von 0,1%-Punkten. Die Berücksichtigung 
dieser Rückkoppelungswanderungen modifiziert also die länderspezifischen 
Arbeitslosenquoten nur wenig, von einer Nivellierung – selbst 
langfristig gesehen – der Arbeitslosenquoten durch Wanderungen kann 
jedenfalls keine Rede sein. 
7)  Außerdem wird unterstellt, daß die nationalen Meßkonzepte für den 
Ausweis der Arbeitslosen, die 1987 galten, unverändert bleiben. 
3.2.2.5 Entwicklung der Arbeitsmarktbilanz 
In einem weiteren Arbeitsschritt werden die bisher 
getrennt durchgeführten Projektionen der Arbeitskräfte-
nachfrage und des Arbeitskräfteangebots zusammenge-
führt und in Form einer sogenannten Arbeitsmarktbilanz 
saldiert. Dabei besteht das Problem, daß für die Kompo-
nenten der Arbeitsmarktbilanz keine konsistente Statistik 
existiert. Basis der Nachfrageseite sind z. B. die Beschäftig-
tenzahlen der nationalen volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen, Basis der Angebotsseite sind die amtlichen 
Fortschreibungen der Bevölkerung und der davon abhängi-
gen Erwerbspersonen. Stellt man die so ermittelte Ange-
bots- und Nachfrageseite gegenüber, ergeben sich teilweise 
erhebliche Unterschiede zu den amtlichen Arbeitslosen-
zahlen.
4) 
Damit sich aus diesen unterschiedlichen und zum Teil 
ungeklärten Differenzen keine Verzerrungen bei der Fort-
schreibung der Arbeitsmarktbilanzen ergeben, wurden die 
länderspezifischen Korrekturbeträge für den Prognosezeit-
raum konstant gehalten. Nur so kann die Veränderung der 
Arbeitslosenquoten konsistent im Ländervergleich darge-
stellt werden.
5) 
Aus der Zusammenführung der Prognosen für die 
Erwerbspersonen (Arbeitskräfteangebot) und die Beschäf-
tigten (Arbeitskräftenachfrage) errechnet sich also unter 
Berücksichtigung der länderspezifischen Korrekturbeträge 
die Zahl der Arbeitslosen.
6) 
In der Tabelle 14 ist die Entwicklung der Arbeitslosenzah-
len für die EG insgesamt und in den einzelnen Mitglieds-
ländern dargestellt. Die Ergebnisse sind, wie bereits 
erwähnt, unter dem Vorbehalt zu bewerten, daß keine 
zusätzlichen Reaktionen in Form von Abbau oder Aufbau 
der Stille-Reserve-Potentiale berücksichtigt werden oder 
das Erwerbsverhalten sich im Zuge einer Verbesserung 
oder Verschlechterung der Arbeitsmarktsituation verän-
dert.
7) Damit wird also unterstellt, daß einer zusätzlichen 
Arbeitsplatzschaffung ein gleich großer Rückgang der 
Arbeitslosen gegenübersteht. 
Für das Szenario ohne EG-Binnenmarkt würde unter den 
gemachten Voraussetzungen die Zahl der Arbeitslosen von 
16,3 Mio. 1987 auf 13,8 Mio. im Jahre 2000 (um rund 2,5 
Mio.) zurückgehen. Mit Berücksichtigung der Binnen-
markteffekte ergibt sich eine zusätzliche Verbesserung der 
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EG-weiten Arbeitsmarktsituation um nochmals 2,3 Mio. 
auf „nur“ noch 11,5 Mio. Arbeitslose. Vom Gesamtrück-
gang der Arbeitslosenzahl um 4,8 Mio. Arbeitslose entfällt 
also fast die Hälfte auf den Binnenmarkteffekt. Da die 
Korrekturbeträge unverändert bleiben, entspricht die Dif-
ferenz zwischen den Arbeitslosenzahlen mit EG-Binnen-
markt bzw. ohne EG-Binnenmarkt genau den Beschäfti-
gungseffekten, wie sie in der Tabelle 11 ausgewiesen sind. 
Die Arbeitslosenquote sinkt von 11,2% (1987) auf immer-
hin 7,6% im Jahr 2000 (Abbildung 1). 
Zwei Faktoren sind für diese Verbesserung der Arbeits-
marktverhältnisse verantwortlich: Zum einen die sich deut-
lich verlangsamende Zunahme der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter bzw. der Erwerbspersonen (vor 
allem nach 1995), zum anderen die beachtliche Zunahme 
der Beschäftigung in der EG insgesamt, welche den 
Anstieg der Erwerbspersonen deutlich überkompensiert: 
Während die Zahl der Erwerbspersonen nur um 7 Mio. 
zunimmt, steigt die Zahl der Beschäftigten um 10 Mio. 
In den einzelnen Mitgliedsländern gibt es teilweise recht 
deutliche Divergenzen. Da es sich bei der Arbeitslosenzahl 
um einen Saldo handelt, reagiert sie sehr sensibel auf 
Änderungen der einzelnen Komponenten. Insofern mag 
die in der Tabelle 14 dargestellte Arbeitsmarktentwicklung 
den tatsächlichen Verlauf in einigen Ländern überzeich-
nen, zumal mögliche Reaktionsformen (Stille Reserve, 
Erwerbsquotenveränderung) als Kompensationsmechanis-
men unberücksichtigt bleiben. Die Richtung der Verände-
rung gibt sie u. E. jedoch richtig wieder. 
Aus der Tabelle 14 ist ersichtlich, daß in der Mehrzahl der 
Länder die Zahl der Arbeitslosen künftig sinkt, am stärk-
sten in Großbritannien. Immerhin steigt sie aber noch in 
drei EG-Ländern (Frankreich, Irland, Niederlande). Für 
die Niederlande und Frankreich fällt dieser Zuwachs rela-
tiv gering aus, in Irland nimmt die Zahl dagegen beträcht-
lich zu. Gemeinsam ist diesen drei Ländern eine ingesamt 
ungünstigere Arbeitsmarktkonstellation sowohl auf der 
Angebots- als auch auf der Nachfrageseite: So wächst die 
Zahl der Erwerbspersonen in den drei Ländern wesentlich 
schneller als im EG-Durchschnitt, stark ausgeprägt vor 
allem in Irland, während die Beschäftigung durchweg nur 
unterproportional zunimmt. 
 
4. Methodische Anmerkungen 
Die Ergebnisse des Prognos-Untersuchungsberichtes zur 
Entwicklung der Arbeitsmärkte im Europäischen Binnen-
markt bis zum Jahr 2000 basieren auf einem spezifischen 
methodischen Verfahren, welches im Kapitel 3.2 beschrie-
ben worden ist und im Anhang nochmals ausführlich darge-
stellt ist: Auf die prognostizierte (hypothetische) Entwick-
lung ohne Binnenmarkt wird der Wachstumszuwachs, wie 
er sich aus der Verwirklichung des Binnenmarktpro-
gramms ergibt (Binnenmarkteffekt), aufgesetzt und so die 
Gesamtentwicklung ermittelt. Der Binnenmarkteffekt wird 
dann anhand von Standort- und Wettbewerbsfaktoren nach 
Ländern und Branchen aufgeteilt. 
Zu dem methodischen Vorgehen und dessen Implikationen 
sollen einige Bemerkungen gemacht werden. 
(1) Die Höhe des EG-weiten Binnenmarkteffekts (z. B. in 
Form von Bruttowertschöpfung) wurde vorgegeben. Er 
basiert zum großen Teil auf den Ergebnissen der von der 
EG-Kommission im Rahmen des „Cost-of-Non-Europe“-
Projekts erstellten Studien. Dabei wird von der Variante 
„ohne begleitende wirtschaftspolitische Maßnahmen“ aus-
gegangen; ansonsten wäre der Effekt noch höher. Der 
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auf die Bruttowertschöpfung und das Wirtschaftswachstum 
in der EG positiv auswirken. Während die positive Rich-
tung des EG-weiten Binnenmarkteffektes unbestritten ist, 
bestehen im Hinblick auf seine absolute Höhe Unsicherhei-
ten. Die Öffnung der Wirtschaft in Osteuropa, eventuelle 
Erweiterungen der EG (z. B. EFTA-Länder), der letztend-
liche Grad der Verwirklichung des Binnenmarktes sowie 
die tatsächliche Ausnutzung der Vorteile des größeren 
Marktes durch Unternehmen innerhalb und außerhalb der 
EG beeinflussen die absolute Höhe des EG-weiten Binnen-
markteffektes. Noch schwieriger ist die Ermittlung des aus 
dem Binnenmarkteffekt abgeleiteten Beschäftigungseffek-
tes. Ein höheres Wirtschaftswachstum durch den Binnen-
markt braucht theoretisch nicht zwangsläufig – wie in der 
Studie angenommen – zu mehr Beschäftigung in der EG 
führen. Positive Beschäftigungseffekte könnten ganz oder 
teilweise ausbleiben, wenn das höhere Wachstum mit einer 
entsprechenden Produktivitätssteigerung (wegen des ver-
stärkten Wettbewerbs durch den Binnenmarkt) und gleich-
zeitig höheren Löhnen einhergehen würde. Dafür gibt es 
aber z. Zt. kaum Anhaltspunkte. Die Beschäftigung nimmt 
in allen EG-Ländern kräftig zu. 
(2)  Eine zentrale Bedeutung für die Verteilung des EG- 
weiten Binnenmarkteffektes auf Länder und Branchen 
haben Gewichtungsfaktoren, die die relative Bedeutung 
von Standort- bzw. Ländermerkmalen für jede Branche 
widerspiegeln (vgl. Tabelle 7). Zur Ableitung der Gewich-
tungsstrukturen wurden im Untersuchungsbericht Unter-
nehmensbefragungen und subjektive Bewertungen zu Hilfe 
genommen. Grundsätzlich könnte die relative Bedeutung 
der einzelnen Standort- und Ländermerkmale auch anders 
gewichtet werden. Je nach gewählter Gewichtungsstruktur 
und vorzufindenden  Standortvorteilen bzw.  -nachteilen 
bestimmter Länder und Branchen würde sich eine andere 
Verteilung des EG-weiten Binnenmarkteffektes ergeben. 
Da sich die Gewichte allerdings zu l addieren müssen, 
erfordert der relative Bedeutungszuwachs eines Standort-
faktors gleichzeitig eine relative Bedeutungsabnahme eines 
oder  mehrerer  anderer  Standortfaktoren.   Aus  diesem 
Grund sind Variationen der Gewichtungsstruktur nur in 
begrenztem  Maße   möglich  und  sinnvoll,   zumal  wenn 
Unternehmensbefragungen bestimmte Gewichtungsstruk-
turen ergeben haben. 
(3)  Die Untersuchung weist aufgrund des methodischen 
Vorgehens ausschließlich positive Binnenmarkteffekte aus. 
Bruttowertschöpfung und Beschäftigung nehmen in allen 
Ländern und Branchen absolut zu (vgl. Tabellen 10 und 
11). Relative Abnahmen sind je nach Branche und Land 
möglich,   nicht   aber   absolute   Rückgänge.    Inhaltlich 
begründbar ist dies damit, daß die bisherige wirtschaftliche 
Integration im EG-Raum durch eine zunehmende intrain-
dustrielle Verflechtung gekennzeichnet war,  also durch 
gegenseitige   Warenflüsse   von   Unternehmen   innerhalb 
einer relativ engen Industrie- oder Projektgruppe. Verlage-
rungen ganzer Wirtschaftszweige sind im Zuge des wach-
senden internationalen Wettbewerbs dagegen weitgehend 
ausgeblieben. Trotz dieser in der Tendenz zu beobachten-
den Entwicklung der internationalen Arbeitsteilung kön-
nen Schrumpfungsprozesse einzelner Sektoren mit einher-
gehenden   B eschäftigungsverlusten   nicht  ausgeschlossen 
werden. Spezifische Standortnachteile können (Teil-)Ver-
lagerungen von Produktionen nach sich ziehen. Aus der 
Sicht der Bundesrepublik Deutschland können sich die 
hohen Arbeits- und Sozialkosten für bestimmte (besonders 
arbeitsintensive) Branchen nachteilig auswirken. In der 
Vergangenheit sorgte Billiglohnkonkurrenz für Beschäfti-
gungsverluste in der Textil- und Bekleidungsindustrie 
sowie in der optischen Industrie. In der Zukunft ist dies 
durch den Wegfall von Handelsbeschränkungen und der 
Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens nach 
einem Zwischenbericht der interdirektionalen Arbeits-
gruppe der EG-Kommission in arbeitsintensiven, verhält-
nismäßig alltäglichen Bereichen denkbar, z.B. dem See-
und Straßenverkehr sowie dem Baugewerbe (durch die 
Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens). 
(4) Der binnenmarktbedingte Rückgang der Arbeitslosen-
zahlen bis zum Jahre 2000 um ca. 2,2 Millionen auf EG-
weit 11,5 Millionen beschreibt den maximalen Entlastungs-
effekt auf dem Arbeitsmarkt der Gemeinschaft (vgl. 
Tabelle 14). Dieser maximale Entlastungseffekt wird nur 
dann eintreten, wenn die Stille-Reserve-Potentiale unver-
ändert bleiben, d. h. zusätzliche Beschäftigung zu entspre-
chend weniger Arbeitslosigkeit führt. Aus der Vergangen-
heit ist aber bekannt, daß B eschäftigungswachstum nur 
teilweise zu einer Entlastung der Arbeitslosigkeit führt. 
Die Zahl der Arbeitsuchenden erhöht sich auch durch 
solche Personen, die vormals der Stillen Reserve zuzurech-
nen waren (z.B. Berufsrückkehrerinnen). Insbesondere 
die wachsende Erwerbsneigung der Frauen verringert den 
Entlastungseffekt des Binnenmarktes auf dem Arbeits-
markt der Gemeinschaft. So ist z.B. davon auszugehen, 
daß der vorausgeschätzte enorme Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit bis zum Jahre 2000 in Großbritannien überzeichnet 
ist, da die besonders positive Beschäftigungsentwicklung 
nicht allein aus der Arbeitslosigkeit gespeist werden wird, 
sondern auch aus oben beschriebenen Veränderungen des 
Erwerbsverhaltens. 
Trotz der Relativierung der Untersuchungsergebnisse 
durch die vorangegangenen Überlegungen, behalten diese 
von den Tendenzen her ihre Aussagekraft. Die sich erge-
benden Tendenzen stellen eine Herausforderung für die 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik der EG und der 
Mitgliedsländer dar. Fragen der Regionalpolitik, der Über-
windung des Fachkräftemangels und der Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit werden in den neunziger Jahren in 
der Gemeinschaft zunehmende Bedeutung gewinnen. Dies 
wird anhand der Interpretation der Hauptergebnisse der 
Studie im folgenden Abschnitt gezeigt. 
5. Hauptergebnisse und Folgerungen 
(1)  Generell wird ab 1988 bis 2000 mit einer Beschleuni-
gung des Wirtschaftswachstums gerechnet. Dabei ergibt 
sich ein EG-Binnenmarkteffekt von 4,2% der Bruttowert-
schöpfung für den Zeitraum von 1988-2000 (Tabelle 1). 
Dies würde eine zusätzliche Erhöhung der durchschnittli-
chen Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts der 
Gemeinschaft um jährlich immerhin 0,3-0,4% bedeuten. 
Die Aufteilung dieses Binnenmarkteffektes nach Ländern 
und   Branchen   zeigt,   daß   davon   die   Bundesrepublik 
Deutschland, Belgien, Luxemburg, Irland und Großbritan-
nien überproportional profitieren. 
Die Betrachtung der länderspezifischen Anteile zeigt, daß 
die Verwirklichung des Binnenmarktes allein nicht zu einer 
entscheidenden Verringerung des wirtschaftlichen Gefälles 
zwischen den weniger entwickelten und den hochindustria-
lisierten Ländern der EG führen wird, aber insgesamt das 
Niveau erhöhen wird. 
(2)  Im Zuge der Vollendung des europäischen Binnen-
marktes könnten die regionalen Unterschiede weiterhin 
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Gefalle könnte zwischen Nationen (siehe die relativ ungün-
stigen Prognosen für Griechenland im Untersuchungsbe-
richt hinsichtlich ihres Anteils an der zusätzlichen – binnen-
marktbedingten – Bruttowertschöpfung) und innerhalb von 
Nationen (siehe das Nord-Süd-Gefälle in vielen Ländern 
der Gemeinschaft) zunehmen. Regionen mit ohnehin 
schon besseren Startbedingungen könnten ihre stärkere 
Position dazu nutzen, sich noch besser in den – durch den 
Binnenmarkt intensivierten – innergemeinschaftlichen und 
internationalen Wettbewerb einzufügen und so ihren 
Wohlstand zu vergrößern. Will man Aufholprozesse ärme-
rer Länder und Regionen beschleunigen, sind in erster 
Linie deren eigene Entwicklungspotentiale (Standortbe-
dingungen) zu stärken, z.B. durch Qualifizierung der 
Arbeitskräfte oder die Verbesserung der Infrastruktur. 
Aus diesem Grund werden die EG-Strukturfonds als 
Begleitmaßnahme zur Vollendung des Binnenmarktes bis 
1993 erheblich ausgeweitet. Darüber hinaus werden auch 
die EG-Mitgliedsländer selbst Anstrengungen unterneh-
men müssen, um ihre jeweils strukturschwachen Regionen 
zu fördern. 
(3)  Der    aus    der    Binnenmarktwirkung    resultierende 
Beschäftigungseffekt   beläuft   sich   für   den   Zeitraum 
1988-2000 auf rund 2,2 Millionen Erwerbstätige (Dabei 
wird von der Variante des Cecchini-Berichtes „ohne beglei-
tende   wirtschaftspolitische   Maßnahmen“   ausgegangen; 
sonst wären die Effekte noch höher). Bezogen auf den 
Basiswert von 137 Mill. Beschäftigten im Szenario ohne 
EG-Binnenmarkt für das Jahr 2000 entspricht dies einem 
Anstieg von l ,6%. Der Anteil des Verarbeitenden Gewer-
bes an diesem Beschäftigungseffekt liegt bei etwa 20% und 
ist damit wesentlich niedriger als sein Anteil an der (zusätz-
lichen) Bruttowertschöpfung. Dies erklärt sich aus den 
deutlich überproportionalen Produktivitätseffekten in der 
Industrie. Bei der Verteilung des beschäftigungswirksamen 
Anteils der Binnenmarkteffekte (in% der Beschäftigten für 
das Jahr 2000) liegt die Bundesrepublik Deutschland wie-
der mit Großbritannien, Luxemburg und Belgien in der 
Spitzengruppe mit ihrem über dem EG-Durchschnitt lie-
genden Anteil von l ,8%. Dies entspricht bis zum Jahr 2000 
fast 500 000 zusätzlichen Arbeitsplätzen in der Bundesrepu-
blik Deutschland. 
(4)  In den meisten EG-Ländern steigt die Nachfrage nach 
Arbeitskräften schneller als das Angebot an Arbeitskräf-
ten.   Zwei   Faktoren   sind   für  diese   Verbesserung  der 
Arbeitsmarktverhältnisse verantwortlich: Zum einen die 
Tatsache, daß die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
bzw.  die  Zahl  der Erwerbspersonen  nur  noch  gering 
zunimmt,  zum  anderen  die  beachtliche  Zunahme  der 
Beschäftigung in der EG insgesamt, welche den Anstieg 
der Erwerbspersonen deutlich überkompensiert: Während 
die Zahl der Erwerbspersonen nur um 7 Mio. zunimmt, 
steigt die Zahl der Beschäftigten um 10 Mio. 
Die Verbesserung der Arbeitsmarktsituation schlägt sich 
auch in einem Rückgang der Arbeitslosigkeit nieder. Die 
Arbeitslosenquote für die EG insgesamt geht bis zum Jahr 
2000 im Vergleich zum gegenwärtigen Stand von 9% um 
rund 3% zurück. Damit verringert sich die Arbeitslosigkeit 
zwar erheblich, wird aber keineswegs beseitigt. Außerdem 
verteilt sich der Rückgang nicht gleichmäßig auf die EG-
Länder. In der Mehrzahl der Länder sinkt zwar die Zahl 
der Arbeitslosen. Immerhin steigt sie aber noch in drei EG-
Ländern, nämlich Frankreich, Irland und den Niederlan-
den. Für die Niederlande und Frankreich fällt dieser 
Zuwachs relativ gering aus, in Irland nimmt die Zahl 
dagegen beträchtlich zu. Gemeinsam ist diesen drei Län-
dern eine insgesamt ungünstige Arbeitsmarktkonstellation 
sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite. 
(5)  Arbeitslosigkeit wird also auch noch in den neunziger 
Jahren ein nicht zu vernachlässigendes Phänomen bleiben. 
Während sich die Jugendarbeitslosigkeit durch die demo-
graphische Entwicklung und durch die bessere Qualifika-
tion der Jugendlichen weitgehend entschärfen dürfte, ist 
mit einem weiter andauernden Problem der strukturellen 
Langzeitarbeitslosigkeit zu rechnen. Da die Unternehmen 
eine tendenziell größere Bereitschaft haben, ihren Mitar-
beiterstab aus jüngeren Arbeitskräften zu rekrutieren, ver-
ringert dieses Verhalten die Re-Integrationschancen von 
Langzeitarbeitslosen in das Beschäftigungssystem. Diese 
bestehen zum großen Teil aus schlecht Qualifizierten, aus 
Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen und aus 
älteren Arbeitnehmern, die nur schwer wieder qualifizier-
bar sind. 
Ein Auseinanderklaffen von Qualifikationsanforderungen 
der Wirtschaft auf der einen Seite und der Qualifikations-
voraussetzungen der Arbeitslosen auf der anderen Seite 
macht konkrete Maßnahmen der Beschäftigungsförderung 
erforderlich. Instrumente der Arbeitsmarktpolitik, wie 
z.B. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Umschulung, 
Lohnkostenzuschüsse, Eingliederungsbeihilfen, werden 
weiterhin gefragt sein. Lohnend dürften solche – vorzugs-
weise auf lokaler Ebene anzusiedelnden – arbeitsmarktpo-
litischen Maßnahmen vor allem deshalb sein, weil deren 
Erfolgsaussichten aufgrund der zu erwartenden allgemein 
verbesserten Beschäftigungslage als günstig einzustufen 
sind. Dabei wird es darum gehen müssen, daß der vor 
allem unter technologischen Einflüssen sich schnell ändern-
den Nachfrage nach durchschnittlich besser ausgebildeten 
Arbeitskräften entsprochen werden kann, während gleich-
zeitig der Arbeitslosigkeit, die zum Teil durch diese schnel-
len Veränderungen verursacht wird, entgegengewirkt wer-
den kann. 
(6)  Eine besondere Problemgruppe auf dem Arbeitsmarkt 
werden in Zukunft verstärkt die älteren Arbeitnehmer 
sein. Für sie kumulieren sich zwei Effekte: Ihre absolute 
Zahl, oft auch ihr Anteil an den Erwerbspersonen, wächst 
weiter.   Weiterhin   werden   gerade   sie   im   Zuge   von 
Umstrukturierungen verstärkt freigesetzt und haben dann 
Probleme bei der Wiedereingliederung. Kündigungsschutz-
bestimmungen haben zwar eine gewisse Schutzwirkung, 
aber oft auch nur einen Verzögerungseffekt. 
(7)  Die Bedeutung der Qualifikation der Arbeitnehmer 
wird weiter steigen: Automatisierung und Spezialisierung 
werden weiterhin zunehmen (besonders in den Hochlohn-
ländern) und Neuinvestoren, die in anderen Ländern inve-
stieren, sind auf qualifiziertes Personal angewiesen. Dies 
alles führt in den EG-Ländern zu einem steigenden Bedarf 
an Spezialisten und Managementtätigkeiten.  In einigen 
Ländern der Gemeinschaft ist bereits heute in bestimmten 
Regionen und Sektoren ein Mangel an Fachkräften zu 
verzeichnen.   Steigende  Qualifikationsanforderungen  im 
zunehmenden  europäischen  Wettbewerb,  ein  alterndes 
Erwerbspersonenpotential  und  geburtenschwache junge 
Jahrgänge   könnten   den   EG-weiten   Wettbewerb   um 
knappe Fachkräfte in den neunziger Jahren verstärken. 
Neben der Erstausbildung von Arbeitskräften (die vor 
allem in südlichen Ländern Europas verbesserungswürdig 
ist) wird in zunehmendem Maße Weiterbildung erforder-
lich werden. An dieser Stelle werden Arbeitsverwaltungen 
durch gezielte arbeitsmarktpolitische Instrumente wie auch 
Tarifparteien gefordert sein. 
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Standort- bzw. Ländermerkmale, die der weiteren Analyse 
zugrunde gelegt werden. 
Die Ausprägungen der einzelnen Ländermerkmale werden 
zweckmäßigerweise in Indizes überführt, wobei der jewei-
lige Länderindex die Abweichung vom EG-Durchschnitt 
(= 100) darstellt. Die Bewertung erfolgt so, daß die stand-
ortgünstigen bzw. -ungünstigen Ausprägungen immer über 
bzw. unter 100 liegen. 
(3) Die in der Matrix A aufgeführten Standortkriterien 
(bzw. ihre Ausprägung als Länderindizes) sind für die 
einzelnen Branchen von unterschiedlicher Bedeutung und 
können deshalb nicht nach einem einfachen, allgemeingül-
tigen Raster beurteilt werden. So werden die Hersteller 
von einfachen Massenprodukten ihre Standortentscheidun-
gen nach anderen Kriterien treffen als Unternehmen, die 
im High-Tech-Bereich tätig sind. Im einen Fall spielen 
niedrige Produktionskosten die dominierende Rolle, im 
anderen mag die Verfügbarkeit hochqualifizierter Arbeits-
kräfte den Ausschlag geben. Was für das eine Unterneh-
men ein guter Standort ist, kann für das andere ein schlech-
ter sein. Stärken und Schwächen eines Standorts können 
daher nur vor dem Hintergrund eines bestimmten Bran-
chenbildes definiert werden. 
Die Matrix B beinhaltet solche Branchenbilder. In ihr 
werden den einzelnen Branchen branchenspezifische Cha-
rakteristika zugeordnet, welche die Branchen im Vergleich 
zueinander beschreiben. Diese Branchenmerkmale decken 
insbesondere absatz- und wettbewerbsorientierte Aspekte 
(wie z. B. Dynamik der Nachfrage, Preisstreuung zwischen 
den EG-Ländern, Penetrationsrate) und allgemeine techni-
sche Produktionsbedingungen (wie z.B. Lohnkosteninten-
sität, Qualifikationsintensität, Energieintensität u. a. m.) 
ab. In der folgenden Übersicht sind die einzelnen Bran-
chenmerkmale im Überblick dargestellt. 




2 Qualifikationsintensität (Humankapitalintensität) 
3 F + E-Intensität 
4 Kapitalintensität 
5 Energieintensität 
6 Bedeutung der Umweltschutzkosten 
II.  Markt- und Nachfragebedingungen 
1 Dynamik der Nachfrage 
2 Preissensitivität (Preiselastizität der Nachfrage) 
3 Technologiegehalt der Produkte 
4 Preisdifferenzierung (zwischen den EG-Ländern) 
5 Penetrationsquote 
6 Bisherige Marktabschottung 
7 Distanzempfindlichkeit (Transportkosten) 
Zwischen den Branchencharakteristika (Matrix B) und den 
Standortkriterien der Matrix A bestehen verschiedene 
Zusammenhänge, so daß die in der Matrix B gesammelten 
Informationen als Branchenraster dienen, um die Bedeu-
tung der in Matrix A dargestellten Standort- bzw. Länder-
merkmale für jede Branche herauszuarbeiten. Dieser 
Bewertungsprozeß findet seinen Niederschlag in der 
Matrix C, die aus branchenspezifischen Gewichtungsvekto-
ren besteht. Die Elemente dieser Vektoren enthalten die 
Bedeutungsstruktur (Gewichte) einzelner Ländermerk-
male, die sich zu l addieren müssen. Jede Branche weist 
einen eigenen Gewichtungsvektor auf. 
Für die Ableitung dieser branchenspezifischen Gewich-
tungsstrukturen aus den Branchenmerkmalen der Matrix B 
gibt es keinen eindeutigen Weg. An dieser Stelle kommen 
individuelle Bewertungen ins Spiel. Sie sind allerdings als 
solche sofort erkennbar. Hinweise auf die Gewichtungs-
struktur können in gewissem Umfang Unternehmensbefra-
gungen entnommen werden. 
(4)  Matrix D ist keine originäre Matrix, sondern eine 
Ergebnismatrix. Sie ergibt sich aus der Multiplikation der 
Matrix A mit der Matrix C und enthält als Ergebnis in 
jedem  Matrixfeld  den  branchenbezogenen  gewichteten 
Durchschnittswert für die Indizes der Ländermerkmale aus 
Matrix A. Insofern dokumentiert sie für jede Branche die 
auf alle relevanten Standortfaktoren bezogene  relative 
Position eines EG-Landes im Vergleich zum EG-Durch-
schnitt (= 100). Die Matrix D ist daher mit ihren gewichteten 
Durchschnittsindizes die Basis für die länderspezifische 
Verteilung der jeweiligen EG-weiten Brancheneffekte. 
(5)  In einem weiteren Schritt geht es noch darum, die 
Ergebnisse der Matrix D in effektive Absolutwerte (Matrix 
E)   zu   überführen.   Hierfür   werden   die   prozentualen 
Anteile der 12 EG-Länder an der EG-weiten Bruttowert- 
schöpfung der relvanten Branchen benötigt. 
Dies erklärt sich daraus, daß die Position eines EG-Landes 
wie sie sich in der Matrix D für eine bestimmte Branche in 
einem über oder unter dem EG-Durchschnitt liegenden 
Länderindex niederschlägt, im Vergleich zu seinem bisheri-
gen Anteil an der Gesamtproduktion innerhalb der EG 
bewertet werden muß; d. h. sie wird, anders ausgedrückt, 
daran beurteilt, ob das jeweilige Land an dem EG-weiten 
Binnenmarkteffekt im Vergleich zu seinem Anteil an der 
branchenspezifischen Bruttowertschöpfung der EG Über-
oder unterproportional partizipieren wird. 
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